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Geſetz Sammlung. 

Nr. 47 enthält: Nr. 10405.) Verfügung des Juſtiz⸗ 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grund⸗ 
buchs für einen Theil der Bezirke der Amts⸗ 
gerichte Camberg, Herborn, Höchſt a. M., Ma⸗ 
rienberg, Montabaur, Rennerod, Selters, Uſingen, 
Wallmerod und Weilburg. Vom 2. Dezember 1902. 

Meichs⸗Geſetzplatt. 

Nr. 49 enthält: (Nr. 2912.) Bekanntmachung, be⸗ 
treffend Aenderung der Militär⸗Transport⸗Ord⸗ 
nung. Vom 3. Dezember 1902. 

(Nr 2913.) Bekanntmachung, betreffend einen 
Anhang zur Anlage B der Eiſenbahn⸗Verkehrs⸗ 
ordnung. Vom 7. Dezember 1902. 

(Nr. 2914) Bekanntmachung, betreffend die 
Einführung von Lohnbüchern für die Kleider⸗ und 
WMäſchekonfektion. Vom 9. Dezember 1902. 

Bekauntmachnng des Königlichen Ober: 

Präſidenten der Provinz Schleſien. 

Polizeiverordnung, 


betreffend die Bemannung der gegenwärtig in der kanaliſirten 
Oderſtrecke verwinterten Schiffe. 


Im Hinblick auf die Gefahr, die den gegen⸗ 
wärtig in der kanaliſirten Oderſtrecke von Coſel bis 
zur Mündung der Glatzer Neiße im Eiſe liegenden 
Schiffen droht, wird hiermit auf Grund des $ 138 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1843 (Geſetz⸗Sammlung Seite 195) 
Nachſtehendes verordnet: 

§ 1. Bei jedem gegenwärtig in der kanali⸗ 
ſirten Strecke der Oder zwiſchen Coſel und Neiſſe⸗ 
mündung liegenden Schiffe müſſen von jetzt bis zur 
Wiedereröffnung der Schifffahrt dauernd zwei ſchiff⸗ 
fahrtkundige Männer als Beſatzung anweſend ſein. 


Dem Waſſerbauinſpektor zu Oppeln bleibt es vor⸗ 
behalten, im Einzelfalle je nach Größe und Lage 
des Schiffs eine ſtärkere Bemannung anzuordnen. 

8 2. Ausgenommen von der Verpflichtung des 
8 1 find diejenigen Schiffe, die ſich in den öffent⸗ 
lichen Häfen befinden. Fernere Ausnahmen kann 
der Königliche Waſſerbauinſpektor zu Oppeln auf 
Anſuchen bewilligen. 

83. Die Bemannung der Schiffe hat den 
Anordnungen, welche der Herr Waſſerbauinſpektor 
zu Oppeln und den ihm beigegebenen Beamten der 
Strombauverwaltung in Bezug auf das Aufeiſen 
der Schiffe auf ihr Verbringen an geſicherte Liege⸗ 
plätze und auf ſonſtige Maßnahmen zur Sicherung 
der Schiffe gegen die Gefahren des drohenden Eis⸗ 
ganges treffen, unweigerlich Folge zu leiſten 

§ 4. Frauen und Kinder haben die Schiffe 
rechtzeitig vor Eintritt des Eisganges bis nach Be⸗ 
endigung deſſelben zu verlaſſen. 

§ 5. Verantwortlich für die Beachtung vor⸗ 
ſtehender Beſtimmungen ſind die Schiffsführer und 
die Schiffseigner. 

8 6. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ 
verordnung werden vorbehaltlich des Eintritts ander⸗ 
weitig feſtgeſetzter Strafen und vorbehaltlich der 
Verpflichtung zum Erſatze jeden Schadens, der durch 
Nichtbeachtung der Verordnung entſteht, mit Geld⸗ 
ſtrafen bis zu 60 — ſechszig — Mark, im Unver⸗ 
mögensfalle mit verhältnißmäßiger Haftſtrafe beſtraft. 

§ 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort in 
Kraft. 

Breslau, den 18. Dezember 1902. 

Der Königliche Oberpräſident als Chef der 

Oderſtrombauverwaltung. 
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Bekanntmachungen des Königlichen Ober⸗ 
Präfidenten der Provinz Brandenburg. 
(J) Geſchäfts-Anweiſung 
ur 


die katholiſchen Kirchenvorſtände und Gemeinde⸗ 
vertretungen in der Provinz Brandenburg. 

Auf Grund der 88 42 und 44 des Geſetzes vom 
20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in 
den katholiſchen Kirchengemeinden ertheile ich im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Herrn Kardinal Fürſtbiſchof von 
Breslau unter Aufhebung der Geſchäftsanweiſung 
vom 10. Juni 1879 und der dazu ergangenen Ab⸗ 
änderungen und Ergänzungen vom 21. Oktober 1880, 
15. November 1894 und 18. Auguſt 1900 für die 
katholiſchen Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen 
in der Provinz Brandenburg folgende Geſchäfts⸗ 
anweiſung: 

I. Allgemeine Beſtimmungen. 
(Zu den §§ 13 bis 19, 22 bis 24, 31 und 33 des 
Geſetzes vom 20. Juni 1875.) 
Artikel 1. 
Funktionen des Vorſitzenden. 

I. Den Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes bezw. 
der Gemeindevertretung liegt es, abgeſehen von den 
ihnen durch das Geſetz vom 20. Juni 1875 und 
dieſe Anweiſung übertragenen ſonſtigen Dienſt⸗ 
geſchäften ob: 

1. den Kirchenvorſtand, bezw. die Gemeindever⸗ 
tretung in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen 
zu berufen. Die Berufung muß ſpäteſtens an 
dem der Sitzung vorhergehenden Tage unter 
Angabe des Ortes und der Zeit der Verſamm⸗ 
lung ſowie der zur Berathung gelangenden 
Gegenſtände ſchriftlich bezw. durch Kurrende 
erfolgen. 

Zu den Sitzungen der Gemeindevertretung iſt 
der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes in gleicher 
Weiſe einzuladen. 

2. in den Sitzungen die Verhandlung zu leiten, 
die Reihenfolge der Berathungsgegenſtände und 
der Abſtimmungen feſtzuſetzen, für die Protokoll⸗ 
führung durch ein Mitglied zu ſorgen und 
wegen der Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung das Erforderliche zu veranlaſſen. 

3. die ordnungsmäßige Aufzeichnung der gefaßten 
Beſchlüſſe in das Protokollbuch herbeizuführen. 

Die Protokolle ſind außer von dem Schrift⸗ 
führer von dem Vorſitzenden zu unterzeichnen. 

Wird bei den Sitzungen ausnahmsweiſe ein 
der Verſammlung nicht angehöriger Schriftführer 
zugezogen, ſo iſt das Protokoll außer von dem 
Vorſitzenden und dem Schriftführer noch weiter 
von mindeſtens einem Mitgliede der Verſamm⸗ 
lung zu unterzeichnen. 

II. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes hat 
das Amtsſiegel zu führen und aufzubewahren. 

III. Der Vorſitzende der Gemeindevertretung 
hat dafür Sorge zu tragen, daß dem Kirchenvor⸗ 


ſtande innerhalb 8 Tagen nach jeder Sitzung der 
Gemeindevertretung die von der letztern gefaßten 
Beſchlüſſe in einer von dem Vorſitzenden und zwei 
Gemeindevertretern unterzeichneten Abſchrift zuge⸗ 
fertigt werden. 

Artikel 2. 
Geſchäftsvertheilung. Ausfertigung. 
Der Vorſitzende hat für den ordnungsmäßigen 

Fortgang der Geſchäfte des Kirchenvorſtandes bezw. 
der Gemeindevertretung, für die erforderliche Vor⸗ 
bereitung der Berathungsgegenſtände ſowie für die 
Ausführung der Beſchlüſſe Sorge zu tragen. Er 
kann dabei die Mitwirkung der übrigen Mitglieder 
in Anſpruch nehmen. 

Der Vorſitzende 
theilung. 

Schriftliche Willenserklärungen des Kirchenvor⸗ 
ſtandes, welche die Gemeinde und die von dem 
Kirchenvorſtande vertretenen Vermögensmaſſen ver⸗ 
pflichten ſollen, bedürfen der Unterſchriften des Vor⸗ 
ſitzenden und zweier weiterer Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes, ſowie der Beidrückung des Amtsſiegels. 
Für alle ſonſtigen Ausfertigungen des Kirchenvor⸗ 
ſtandes und der Gemeindevertretung genügt die 
Unterſchrift des Vorſitzenden. 

Berichte und Eingaben an die Aufſichtsbehörden 
ſind auf gebrochenen Bogen mittleren Formats zu 
ſchreiben, welche rechts oben das Datum, links oben 
die Inhaltsangabe und Journal-Nummer der Ver: 
fügung zu tragen haben, auf welche ſie ſich beziehen. 
Verſchiedene Gegenſtände muͤſſen in beſonderen Cin- 
gaben behandelt werden. 

Artikel 3. 

Amtsverſchwiegenheit. 

Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes bezw. der 
Gemeindevertretung ſind verpflichtet, über Angelegen⸗ 
heiten, welche von der ſtaatlichen oder kirchlichen 
Aufſichtsbehörde unter gegenſeitigem Einverſtändniß 
oder durch ausdrücklichen Beſchluß der Verſammlung 
als vertraulich bezeichnet werden, Verſchwiegenheit 
zu beachten. 


beſtimmt die Geſchäftsver⸗ 


Artikel 4. 
Verſammlungslokal. 4 

Die Beſtimmung des regelmäßigen Lokals für 
die Sitzungen bleibt der Beſchlußfaſſung des Kirchen⸗ 
vorftandes bezw. der Gemeindevertretung vorbehalten. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſitzende, wenn er 
aus dringenden Gründen die Abhaltung einer Sitzung 
im regelmäßigen Sitzungslokale für unthunlich er⸗ 
achtet, unter kurzer Angabe des Grundes die Sitzung 
in einem andern von ihm zu beſtimmenden Lokale 
anberaumen. Auch in ſolchem Falle find die Kirchen⸗ 
vorſteher bezw. Gemeindevertreter verpflichtet, der 
Einladung Folge zu leiſten. 

Die Abhaltung der Kirchenvorſtandsſitzungen in 
Wirthshäuſern iſt unzuläſſig. Auch die Gemeinde⸗ 
vertretungen dürfen ihre regelmäßigen Sitzungen 
ohne Genehmigung der kirchlichen Aufſichtsbehörde 


345 


n Wirthshäuſern nicht abhalten. Die Abhaltung 
der Sitzungen im Pfarrhauſe iſt nur mit Zuſtimmung 
des Pfarrers zuläſſig. 

Falls durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes 
regelmäßige Sitzungstage feſtgeſetzt werden (§ 13 
des Geſetzes, ſo muß in jedem Monat wenigſtens 
eine regelmäßige Sitzung ſtattfinden. Auch zu dieſen 
regelmäßigen Sitzungen ſind die Einladungen den 
Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, wenn der Beſchluß 
der Zuſtimmung der Gemeindevertretung bedarf, 
ſchriftlich unter Angabe des Gegenſtandes ſpäteſtens 


den Tag vor der Sitzung zuzuſtellen. (§ 16 des 
Geſetzes.) 

Artikel 5. 

Regiſtratur. 


Der Kirchenvorſtand hat für die ſorgfältige 
Aufbewahrung ſämmtlicher Akten und Dokumente, 
welche ſich auf die ihm obliegende Vermögensver⸗ 
waltung beziehen, in einem geeigneten, ſichern und 
trockenen Lokale Sorge zu tragen. 

Dem Vorſitzenden liegt es ob, die eingehenden 
Schriftſtücke zu den betreffenden Akten zu bringen 
und iſt er hierfür ſowie für die ordnungsmäßige 
Verwaltung der Regiſtratur verantwortlich. 

Artikel 6. 
Beſchlußfähigkeit. 

Wenn zu einer gehörig berufenen Sitzung die 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes bezw. der Gemeinde⸗ 
vertretung nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen 
ſind, ſo hat der Vorſitzende unter Hinweis auf die 
88 37, 38 und 46 des Geſetzes die Mitglieder 
nochmals zu einer zweiten Sitzung ordnungsmäßig 
vorzuladen. Erſcheinen auch dann die Letzteren nicht 
in beſchlußfähiger Anzahl, ſo iſt ſowohl der biſchöf⸗ 
lichen Behörde als dem Regierungspräſidenten hier: 
von durch den Vorſitzenden Anzeige zu machen. 

Artikel 7 
Wahlen. 

Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt dafür 
verantwortlich, daß die Wahlen rechtzeitig vorge⸗ 
nommen werden. 

Nach jeder Neuwahl iſt binnen 8 Tagen ein 
Verzeichniß ſämmtlicher Kirchenvorſteher unter An⸗ 
gabe der Zeit ihrer Wahl zu fertigen und dem 
Protokollbuche vorzuheften. 

Gleichzeitig hat der Vorſitzende je eine Abſchrift 
dieſes Verzeichniſſes der biſchöflichen Behörde und 
dem Regierungspräſidenten, Letzterem durch Ver⸗ 
mittelung des Kreislandraths, einzureichen. 

Eine weitere Abſchrift iſt innerhalb derſelben 
Friſt von dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes 
dem Vorſitzenden der Gemeindevertretung zur Auf⸗ 
bewahrung bei dem Protokollbuche der Letzteren 
mitzutheilen. Auf die Art der Abſtimmung bei den 
nach 8 34 des Geſetzes vom 20 Juni 1575 von 
der Gemeindevertretung vorzunehmenden Erſatzwahlen 
finden die Vorſchriften der im § 30 daſelbſt er⸗ 
wähnten Wahlordnung entſprechende Anwendung. 


Das Ergebniß der Erſatzwahlen iſt der biſchöf⸗ 
lichen Behörde und dem Regierungspräſidenten 
binnen 8 Tagen mitzutheilen. 

Auf Kirchenvorſtände, welche etwa in Gemäßheit 
des § 88 des Geſetzes aufgelöſt werden ſollten, 
finden die vorſtehenden Beſtimmungen keine An⸗ 
wendung. In ſolchen Fällen wird vielmehr die 
erforderliche Anordnung wegen der Neuwahlen von 
Aufſichtswegen erlaſſen werden. 

Neu eintretende Kirchenvorſteher und Gemeinde⸗ 
vertreter ſind durch den Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
vorſtandes bezw. der Gemeindevertretung in der 
erſten Sitzung, an welcher ſie theilnehmen, vor dem 
Eintritt in die Geſchäfte in ihr Amt einzuführen 


und auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
mittels Handſchlages zu verpflichten. (§ 31 des 
Geſetzes.) 


II. Beſondere Veſtimmungen bezüglich der 
Vermögens⸗Verwaltung. 
A. Inventarium. 
(Zu 8 11 des Geſetzes vom 20. Juni 1875.) 
Artikel 8. 
Inventarium. 

Das Inventar⸗Verzeichniß ift die Grundlage 
des Voranſchlags und der geſammten dem Kirchen⸗ 
vorſtande obliegenden Vermögens verwaltung. Auf 
die Aufſtellung, Vollſtändigkeit und fortlaufende 
Richtigerhaltung deſſelben iſt daher beſondere Sorg⸗ 
falt zu verwenden. 

In das Verzeichniß des Inventars ſind alle 
zum kirchlichen Vermögen gehörenden und der Ver⸗ 
waltung des Kirchenvorſtandes unterliegenden un⸗ 
beweglichen und beweglichen Vermögensſtücke (88 3 
und 8 des Geſetzes vom 20. Juni 1875) in über⸗ 
ſichtlicher Form einzutragen und muß daſſelbe eine 
beſondere Abtheilung für jede Art der vorhandenen 
Vermögensmaſſen enthalten. 

In dem Inventar⸗Verzeichniſſe ift bei jedem 
Gebäude und Grundſtücke anzugeben, in welcher 
Weiſe daſſelbe nutzbar gemacht, ob es verpachtet ift, 
als Dienſtgrundſtück dient u f. w. 

In dem Verzeichniſſe des Inventars ſind auch 
ſolche Vermögensſtücke aufzuführen, welche einen 
Ertrag nicht ergeben oder deren Nutzungen nicht 
durch die Rechnungen laufen. Ebenſo müſſen alle 
Schulden und Laſten im Inventar-Verzeichniß an- 
gegeben werden, und zwar die Schulden unter Be⸗ 
zeichnung der Schuldſumme, des Zinsfußes, des 
Gläubigers und der Art des Schulddokuments. 

Wo ein beſonderer Kirchenbaufond, Pfarrhaus⸗ 
baufond oder Küſterei⸗ bezw. Organiſtereibaufond 
oder ein der Verwaltung des Kirchen- und nicht 
eines beſonderen Kapellenvorſtandes unterſtehendes 
Kapellenvermögen vorhanden ift, müſſen dieſelben 
im Inventar⸗Verzeichniß unter beſonderem Titel 
aufgeführt und ſpezialiſirt werden. 


346 


Das Verzeichniß des Inventars iſt nach dem 
sub Anlage I beigefügten Formular zu fertigen. 

Das Inventar⸗Verzeichniß iſt in einem feſten 
Umſchlage aufzubewahren. 

Artikes 9. 

Die Aufſtellung des Inventar⸗Verzeichniſſes er⸗ 
folgt zunächſt durch den Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
vorſtandes unter Zuziehung des rechnungsführenden 
Kirchenvorſtehers bezw. beſonderen Rendanten. 

Nach der Fertigſtellung wird dasſelbe dem ge⸗ 
ſammten Kirchenvorſtande vorgelegt. Etwaige Er⸗ 
innerungen ſind zu erledigen. 

Jeder Artikel des Inventar⸗Verzeichniſſes iſt 
durch unmittelbar unter der letzten Eintragung zu 
ziehende Linie abzuſchließen; ſpätere Veränderungs⸗ 
vermerke ſind unterhalb derſelben einzutragen. Am 
Schluſſe des Inventar⸗Verzeichniſſes ift die Richtig⸗ 
keit und Vollſtändigkeit desſelben vom Kirchenvor⸗ 
ſtande zu beſcheinigen und dieſe Beſcheinigung unter 
Hinweis auf den Beſchluß des Kirchenvorſtandes, 
durch welchen die Richtigkeit des Verzeichniſſes des 
Inventars anerkannt iſt, von dem Vorſitzenden und 
zwei anderen Mitgliedern des Kirchenvorſtandes 
unter Beidrückung des Amtsſiegels zu unterſchreiben. 

Inſofern durch die erſte Aufſtellung bezw. die 
zweckentſprechende Umarbeitung des Inventar⸗Ver⸗ 
zeichniſſes Koſten entſtehen, ſind dieſelben auf die 
Kirchenkaſſe zu übernehmen. 

Artikel 10. 

Das Verzeichniß des Inventars iſt der biſchöf⸗ 
lichen Behörde zur Einſicht vorzulegen. Die Letztere 
theilt dasſelbe mit feinen Bemerkungen dem Regie⸗ 
rungspräſidenten zur Kenntnißnahme mit, Die von 
den Aufſichtsbehörden in gegenſeitigem Einvernehmen 
gegen das Inventar⸗Verzeichniß gezogenen Er⸗ 
innerungen hat der Kirchenvorſtand zu erledigen. 

Artikel 11. 

Jede ſpäter in dem Vermögensſtande eintretende 
Veränderung muß ſofort an der betreffenden Stelle 
im Verzeichniß des Inventars eingetragen und die 
bezüglich derſelben herbeizuführende Anerkennung des 
Kirchenvorſtandes nebſt dem Datum der betreffenden 
Verhandlung dabei bemerkt werden. 

Für die richtige Fortführung des Inventar⸗ 
Verzeichniſſes iſt der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes 
zunächſt verantwortlich. 

Sowohl der kirchlichen als der ſtaatlichen Auf⸗ 
ſichtsbehörde iſt das Verzeichnis des Inventars auf 
Verlangen jederzeit einzureichen. 

Artikel 12. 
Außerordentliche Reviſion des 
Inventar⸗Verzeichniſſes. 

Eine außerordentliche Reviſion des Verzeichniſſes 
des Inventars iſt von dem Kirchenvorſtande vorzu⸗ 
nehmen, wenn eine Veränderung in den Mitgliedern 
des] Rirchenvorſtandes oder in der Perſon des Nutz⸗ 
nioßers eines Fonds eintritt, deſſen Vermögen Be: 
ſtandtheil des Inventariums ift. Dabei iſt zugleich 


die Sicherheit der ausgeliehenen Kapitalien, das 
Vorhandenſein der inventariſirten Inhaberpapiere, die 
ordnungsmäßige Verſicherung der Gebäude und alles 
dasjenige zu prüfen, was zur ordnungsmäßigen 
Sicherung und Erhaltung des vom Kirchenvorſtande 
verwalteten Vermögens gehört. 


B. Vo ranſchlag. 
(88 11, 21, Nr. 12, 52, 53 des Geſetzes vom 
20. Juni 1875.) 
Artikel 13. 
Rechnungsjahr. 

Als Rechnungsjahr für die kirchliche Ver⸗ 
mögensverwaltung gilt das Kalenderjahr. 

Nachdem indeß durch § 1 des Geſetzes vom 
29. Juni 1876 (Geſetz»Sammlung S. 177) das 
Etatsjahr für den Staatshaushalt vom 1. April 
1877 ab in der Art verlegt iſt, daß dasſelbe mit 
dem 1. April beginnt und mit dem 31. März jedes 
Jahres ſchließt, bleibt dem Kirchenvorſtande über⸗ 
laſſen, mit Zuſtimmung der Gemeindevertretung auch 
für den Haushalt der Kirchengemeinde das veränderte 
Etatsjahr durch Beſchluß anzunehmen, oder wo dieſes 
ſchon geſchehen iſt, beizubehalten. 

Artikel 14. 
Einreichung des Voranſchlages. 

Bis zum 1. November jedes Jahres iſt der für 
das nächſte Rechnungsjahr beſtimmte Voranſchlag 
(Etat) durch den Kirchenvorſtand aufzuſtellen. Der 
Aufſtellung iſt ein durch den Rechnungsführer 
(Kirchenvorſteher bezw. Rendanten) im Einvernehmen 
mit dem Vorſitzenden zu fertigender Entwurf zu 
Grunde zu legen. Iſt eine mehrjährige Voranſchlags⸗ 
periode, die jedoch nicht über drei Jahre ausgedehnt 
werden darf, mit Zuſtimmung der Gemeindevertretung 
(§ 21, Nr. 12 des Geſetzes beſchloſſen, fo. erfolgt 
die Aufſtellung durch den Kirchenvorſtand bis zum 
1. November des letzten Jahres dieſer Vor anſchlags⸗ 
periode. 

Der von dem Kirchenvorſtande aufgeſtellte Vor⸗ 
anſchlag iſt bis zum 20. November von der Gemeinde⸗ 
vertretung feſtzuſtellen. Nach dieſer Feſtſtellung iſt 
der Voranſchlag gemäß § 21 (Schlußlag) auf zwei 
Wochen zur Einſicht der Gemeindeglieder nach vor⸗ 
gängiger ortsüblicher Bekanntmachung öffentlich aus⸗ 
zulegen. 

Sodann iſt der Voranſchlag in zwei Exemplaren 
nebſt etwaigen Koſtenanſchlägen für Bauten und 
ſonſtigem Zubehör bis zum 10. Dezember der biſchöf⸗ 
lichen Behörde einzureichen, welche ihn der ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörde mittheilt. 

Die vorbezeichneten Termine werden für die⸗ 
jenigen Kirchengemeinden, in denen das veränderte 
Rechnungsjahr nach Artikel 15 (Abſ. 2) angenommen 
iſt, um je drei Monate hinausgeſchoben. Es tritt 
alſo an Stelle des 1. u. 20. November der 1. und 
20. Februar, an die Stelle des 10. Dezember der 
10. März des nächſtfolgenden Kalenderjahres. 


Auf Erfordern iſt der Voranſchlag auch im 
Laufe des Rechnungsjahres der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörde jederzeit vorzulegen. 

Artikel 15. 

Einrichtung des Voranſchlages. 

Der Voranſchlag muß die zu erwartenden Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben, nach Titeln geordnet, ſpeziell 
erſichtlich machen. 

Werden die Einnahmen durch die Ausgaben 
überſchritten, ſo muß das Fehlende — falls nicht 
ausnahmsweiſe die Aufnahme einer Anleihe beſchloſſen 
und genehmigt wird — durch Umlage auf die Ge⸗ 
meindeglieder aufgebracht werden. In dieſem Falle 
iſt der Ertrag der Umlage in die Einlage des Vor⸗ 
anſchlags einzuſtellen und gleichzeitig in den Vor⸗ 
bemerkungen der Vertheilungsmaßſtab anzugeben, 
d welchem die Umlagen aufgebracht werden 
folen. 

Voranſchläge, in denen die Aufbringung von 
Gemeinde⸗Umlagen vorgeſehen ift, müſſen außerdem 
in den Vorbemerkungen den Betrag der von Ge— 
meindegliedern aufzubringenden direkten Staatsſteuern 
erſichtlich machen, und falls die Umlagen nach dem 
Maßſtabe beſonderer Kommunalſteuern aufgebracht 
werden ſollen, auch den Betrag dieſer von den Ge⸗ 
meindegliedern aufzubringenden Kommunalſteuern. 

Anliegendes Formular für den Voranſchlag wird 
empfohlen (Anlage EI. 

O. Kaſſenverwaltung und Rechnungsführung. 
(88 8 bis 10, 11, 21, Nr. 13, 54 des Geſetzes 
vom 20. Juni 1875.) 

Artikel 16. 
Verantwortlichkeit der Kirchenvorſteher. 

Die nach § 8 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 

dem Kirchenvorſtande obliegende Vermögens verwaltung 
iſt von den Mitgliedern desſelben gemeinſchaftlich 
wahrzunehmen, ſoweit nicht die Kaſſenverwaltung 
und die Rechnungsführung in Gemäßheit des § 10 
des Geſetzes einem Kirchenvorſteher oder einem be⸗ 
ſonderen Rechnungsführer Rendanten) übertragen iſt. 
Der Kirchenvorſtand iſt jedoch auch in dieſem Falle 
verpflichtet, die Geſchäftsführung des rechnungs⸗ 
führenden Kirchenvorſtehers bezw. des Rendanten 
ſorgfältig zu beaufſichtigen, die Beobachtung der dem 
Letzteren ertheilten Anweiſungen zu überwachen und 
wahrgenommene Unregelmäßigkeiten abzuſtellen. In⸗ 
ſoweit iſt der Kirchenvorſtand für die Handlungen 
und Unterlaſſungen des rechnungsführenden Kirchen⸗ 
vorſtehers bezw. des Rendanten wie für ſeine eigenen 
verantwortlich. 

Artikel 17. 


Stellung des Rechnungsführers (Rendanten). 

Der rechnungsführende Kirchenvorſteher wird 
von dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes in ſein 
Amt eingeführt, der etwa angeſtellte beſondere Rendant 
wird von demſelben mittels Handſchlags auf die 
getreue und gewiſſenhafte Erfüllung ſeiner Dienſt⸗ 
obliegenheiten verpflichtet. 


Dem rechnungsführenden Kirchenvorſteher bezw. 
dem Rendanten liegt ob: 

1. die Erhebung ſämmtlicher Einnahmen und Ein⸗ 
künfte der Kirche und der mit derſelben ver⸗ 
bundenen geiſtlichen Stellen, ſoweit die Einkünfte 
der letzteren nicht dem jeweiligen Inhaber zu⸗ 
kommen und von dieſem zu erheben ſind, ſowie 
die Erhebung der Einnahmen und Einkünfte 
aller der Verwaltung des Kirchenvorſtandes 
unterliegenden ſonſtigen Anſtalten, Stiftungen 
und Fonds und die ſofortige Abführung der 
erhobenen Beträge an die Kirchenkaſſe, 

2. die Leiſtung der Ausgaben dieſer Inſtitute, 
beides nach Maßgabe des Voranſchlages und 
der Anweiſungen des Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
vorſtandes (vergl. Art. 201, 

3. die Führung der Kaſſenbücher (des Journals, 
des Verzeichniſſes der Werthpapiere, des Porto⸗ 
und Kollektenverzeichniſſes und event. des Ma⸗ 
nuals) ſowie die Beſchaffung, Aufbewahrung 
und Ordnung der Rechnungsbeläge. Bei 
größeren Poſitionen iſt die Nothwendigkeit und 
die Höhe der Koſten durch Koſtenanſchläge 
darzuthun, das Gleiche gilt von ganz neuen 
Nummern, 

4. die Entwerfung des Inventar⸗Verzeichniſſes und 
des Voranſchlages (vergl. Art. 9 und 14), 

5. die Aufſtellung der Jahres⸗Rechnung und die 
Erledigung der gegen dieſelbe gezogenen Erz 
innerungen, 

6. die Mitwirkung bei allen Verwaltungsgeſchäften 
des Kirchenvorſtandes, welche auf das Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſen Bezug haben, 

7. die Kontrolle der Auslooſung von Werthpapieren, 
für deren ſorgfältige Beachtung neben dem 
Rechnungsführer insbeſondere auch der Vor⸗ 
ſitzende des Kirchenvorſtandes verantwortlich iſt. 
Die Genannten haben zu dieſem Behufe ins⸗ 

beſondere die in den Regierungs-Amtsblättern er⸗ 
ſcheinenden Auslooſungs⸗ und Kündigungsverzeichniſſe 
regelmäßig durchzufehen. 
Artikel 18. 
Kaution des Rechnungsführers. 

Ob und eventuell in welcher Höhe der rechnungs⸗ 
führende Kirchenvorſteher bezw. der Rendant eine 
Sicherheit zu beſtellen hat, hängt von dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen des Kirchenvorſtandes ab. 

Eine ſolche Kaution iſt zu beſtellen, ſobald dies 
von der biſchöflichen Behörde oder dem Ober⸗Präſi⸗ 
denten unter gegenſeitigem Einvernehmen für er⸗ 
forderlich erachtet wird. 

Artikel 19. 
Kaſſenbücher. 

In jeder Gemeinde iſt über die kirchliche Kaſſen⸗ 
verwaltung ein Kaſſenbuch (Journal) zu führen, in 
welches alle Einnahmen und Ausgaben nach chrono⸗ 
logiſcher Reihenfolge, ſofort nachdem ſie ſtattge⸗ 
funden, von dem Rechnungsführer einzutragen find. 
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Als Muſter dienen die beigefügten Formulare. (An⸗ 
lagen III und IV.) 

Außerdem hat der rechnungsführende Kirchen⸗ 
vorſteher bezw. Rendant über alle geldwerthen, auf 
den Inhaber lautenden Papiere ein Verzeichniß auf⸗ 
zuſtellen und pünktlich fortzuführen, welches an einem 
von der Kaſſe getrennten Orte (bei dem Vorſitzenden 
des Kirchenvorſtandes oder einem anderem Mitgliede 
des letzteren) aufbewahrt wird. 

Artikel 20. 

Anweiſungen. Etatsüberſchreitungen. 

Der rechnungsführende Kirchenvorſteher bezw 
Rendant hat ohne beſondere Anweisung nur ſolche 
Einnahmen anzunehmen und nur ſolche Ausgaben 
zu leiſten, deren feſter Betrag ſich aus dem Vor⸗ 
anſchlage mit Sicherheit ergiebt (z. B Gehälter, 
Zinſen, Renten, Pachtgelder und dergleichen). Alle 
anderen Einnahmen und Ausgaben dagegen, deren 
Betrag nur überſchläglich oder gar nicht in dem 
Voranſchlage enthalten iſt, dürfen nur auf Grund 
beſonderer Anweiſung des Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
vorſtandes erhoben oder gezahlt werden. 

Auszahlungen dürfen nur gegen Ausſtellung 
einer ordnungsmäßigen Quittung Seitens des Em⸗ 
pfangsberechtigten erfolgen, wobei der quittirte Be⸗ 
trag in Buchſtaben anzugeben iſt. 

Jede Quittung muß Datum, Ort und Grund 
der Zahlung genau ergeben und von dem Empfänger 
unterſchriftlich unter Angabe des Namens, Vor⸗ 
namens, Standes und Wohnortes vollzogen werden. 

Auszahlungen dürfen bis zum Betrage von 
800 Mk. im Wege des Poſtanweiſungsverkehrs be⸗ 
wirkt werden. Der Poſteinlieferungsſchein wird als 
gültiger Rechnungsbelag angeſehen. 

Iſt der Empfänger des Schreibens unkundig, 
ſo muß ein glaubwürdiger Schriftzeuge zugezogen 
werden, der die richtig erfolgte Zahlung und die 
Unterkreuzung der Quittung durch den Empfangs⸗ 
berechtigten als in ſeiner Gegenwart geſchehen durch 
Namensunterſchrift unter Beifügung des Vornamens, 
Standes und Wohnortes zu bekunden hat. 

Die Quittungen und Poſteinlieferungsſcheine 
ſind ſorgfältig aufzubewahren. 

Sobald aus der Vergleichung des Voranſchlages 
mit dem Kaſſenbuche bezw. Manual fih ergiebt, 
daß durch eine Ausgabe die betreffende Poſition des 
Voranſchlages überſchritten werden wird, hat der 
Rechnungsführer den Vorſitzenden behufs Herbei⸗ 
führung der erforderlichen Beſchlüſſe des Kirchen⸗ 
vorſtandes und der Gemeindevertretung hierauf auf⸗ 
merkſam zu machen. 

Alle von dem Vorſitzenden ausgeſtellten An⸗ 
weiſungen werden der Jahresrechnung (zugleich mit 
den (Quittungen) als Beläge beigefügt. 

Die Ausgabe⸗Poſitionen des feſtgeſetzten Etats 
dürfen ohne beſondere Genehmigung des Patronats 
und der biſchöflichen Behörde niemals überſchritten 
werden, und müſſen für eine ſolche Ueberſchreitung 


ausreichende Gründe, jedoch vor erfolgter Etats⸗ 
überſchreitung, angebracht werden. 
Artikel 21. 

Kontroll⸗Verzeichniß des Vorſitzenden. 

Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes führt ein 
fortlaufendes Verzeichniß, in welches er alle von ihm 
ertheilten Einnahme⸗Anweiſungen der Zeitfolge nach 
einträgt. 

Artikel 22. 
Reviſion der Kaſſe. 

Mindeſtens einmal im Jahre hat der Vor⸗ 
ſitzende des Kirchenvorſtandes in Gemeinſchaft mit 
einem hierfür von dem Kirchenvorſtande zu erwäh⸗ 
lenden Mitgliede die Kaſſe unvermuthet zu revidiren. 
Es iſt dabei insbeſondere darauf zu ſehen, ob die 
geſammte Kaſſenverwaltung ordnungsmäßig geführt 
wird und ob der vorhandene Kaſſenbeſtand mit der⸗ 
jenigen Summe übereinſtimmt, welche ſich durch 
Abrechnung der geſammten Ausgabe von der Ein⸗ 
nahme nach dem Kaſſenbuche ergiebt. Dabei iſt 
auch die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Ein⸗ 
tragungen, insbeſondere der Einnahmen unter Ver⸗ 
gleichung der eingetragenen Poſten mit den Belägen 
und unter Benutzung des nach Artikel 21 zu 
führenden Kontrollverzeichniſſes zu prüfen., 

Ueber die Reviſion iſt eine Verhandlung auf⸗ 
zunehmen, welche das Ergebniß erſichtlich macht. 
Für dieſes Kaſſenreviſionsprotokoll iſt das in An⸗ 
lage V enthaltene Schema zur Benutzung geeignet. 

Dieſelbe iſt, wie aus anliegendem Schema er⸗ 
ſichtlich, von dem rechnungsführenden Kirchenvorſteher 
bezw. dem Rendanten zu unterſchreiben, von den 
beiden Reviſoren zu vollziehen und ſodann der 
biſchöflichen Behörde einzureichen. 

Die Reviſion hat ſich auch auf das vom Rech⸗ 
nungsführer zu führende Verzeichniß der Werth⸗ 
papiere zu erſtrecken, und es muß dabei feſtgeſtellt 
werden, ob die Werthpapiere richtig verzeichnet und 
ſämmtlich vorhanden ſind, ſowie ob Auslooſungen 
derſelben ſtattgefunden haben, bezw. was etwa 
infolgedeſſen wegen der Realiſirung noch zu ver⸗ 
anlaſſen iſt. 

Es bleibt dem Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes 
überlaſſen, ob weitere, namentlich auch regelmäßig 
wiederkehrende Kaſſenreviſionen abzuhalten ſind. 

Außerdem ſind der Erzprieſter und der Patron 
jederzeit berechtigt, eine außerordentliche Kaſſen⸗ 
reviſion vorzunehmen. 

Artikel 23. 
Aufbewahrung der Kaſſe. 

Nr. 1. Die Kaſſe iſt mit Zuſtimmung des 
Kirchenpatronats und Genehmigung der biſchöflichen 
Behörde entweder in der Kirche oder im Pfarrhauſe 
oder an einem anderen ſicheren Orte aufzubewahren. 

Nr. 2. Der Kirchenvorſtand hat für den Be⸗ 
hälter (einen feſten eiſernen oder von dauerhaftem 
Holze gearbeiteten, mit Eiſen beſchlagenen Kaſten 
oder Schrank) zu ſorgen. 
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Nr. 3. In dieſem Behälter müſſen außer dem 
baaren Gelde auch die geldwerthen Papiere ſowie 
die Hypothekeninſtrumente ſorgfältig verwahrt werden. 
Nachdem gemäß § 176 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche die Außerkursſetzung von 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht 
mehr ſtattfindet und die vorher erfolgte Außerkurs⸗ 
ſetzung mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches, d. 1. dem 1. Januar 1900, ihre Wirkung 
verloren hat, hat ſich der Kirchenvorſtand bezüglich 
der in ſeiner Verwaltung befindlichen oder ſpäter 
gelangenden, auf den Inhaber lautenden Werth⸗ 
papiere darüber ſchlüſſig zu machen: 

a) ob dieſelben bei einer unter Staats⸗ bezw. 
Reichsaufſicht befindlichen Bank (Reichs⸗ 
bank, Seehandlung, Centralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe) oder einer anderen, von dem Ober: 
Präſidenten nach Benehmen mit den biſchöf⸗ 
lichen Behörden als geeignet befundenen 
Anſtalt niederzulegen, 
oder ob die in Schuldverſchreibungen des 
Deutſchen Reiches oder des Preußiſchen 
Staates beſtehenden Werthpapiere zufolge 
Antrages bei der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden in Berlin in eine Buch⸗ 
ſchuld umzuwandeln, 
oder ob die Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber, welche von einer Preußiſchen 
Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechtes ausgeſtellt ſind, zufolge 
Antrages an den Ausſteller auf den Namen 
umzuſchreiben ſind, 

Macht der Kirchenvorſtand von keiner 
dieſer Alternativen Gebrauch, ſo hat der⸗ 
ſelbe dafür Sorge zu tragen, daß die im 
Gewahrſam des Kirchenvorſtandes ver: 
bleibenden, auf den Inhaber lautenden 
Werthpapiere ſelbſt von den dazu gehörigen 
Zinsſcheinen und Zinsanweiſungen getrennt 
und jedenfalls ſo aufbewahrt werden, daß 
niemals einer einzelnen Perſon der 
gleichzeitige Zutritt zu den Werthpapieren 
einerſeits und den dazu gehörigen Zins⸗ 
ſcheinen und Zinsanweiſungen andererſeits 
möglich iſt. 

Außerdem iſt auf Verſicherung gegen 
Einbruchs⸗Diebſtahl Bedacht zu nehmen. 

Nr. 4. Der Kaſſen⸗ oder Dokumentenbehälter 
iſt unter dreifachem Verſchluß zu halten, und hat 
den einen Schlüſſel der Vorſitzende des Kirchen⸗ 
vorſtandes, den zweiten der Rendant und den dritten 
ein von dem Kirchenvorſtande hierzu beſtimmtes 
Mitglied zu führen. 

Nr. 5. Es iſt unzuläſſig, daß andere als die 
nach Vorſtehendem hierzu berechtigten Perſonen einen 
1 Schlüſſel zum Kaſſen⸗ oder Dokumentenbehälter 
ühren. 


b 


— 


c 


— 


Nr. 6. Die gleiche Sorgfalt im Aufbewahren 
der in Nr. 3 bezeichneten Gegenſtände muß auch in 
Anſehung der der Kirche angehörigen, zum Gottes- 
dienſte beſtimmten heiligen Gefäße und anderer Koſt⸗ 
barkeiten angewendet werden. 

Nr. 7. In der Kaſſe dürfen in der Regel 
nicht mehr als 100 Mk. baar liegen gelaſſen werden. 

Von dieſem Betrage kann dem Rendanten durch 
Beſchluß des Kirchenvorſtandes nach Bedürfniß zur 
Beſtreitung der laufenden Ausgaben ein Vorſchuß 
gegeben werden, deſſen Verwendung er nach er⸗ 
folgtem Verbrauch nachzuweiſen hat. 

Baarbeſtände über 100 Mk. müſſen baldthun⸗ 
Dt zinstragend angelegt werden. 

Artikel 24. 

Die Jahresrechnung iſt bis zum 1. März des 
auf das Rechnungsjahr folgenden Jahres von dem 
Rechnungsführer aufzuſtellen und dem Kirchen⸗ 
vorſtande zur Prüfung vorzulegen. 

Dem Letzteren bleibt es überlaſſen, mit der 
Vorprüfung der Rechnung einzelne ſeiner Mitglieder 
zu beauftragen. 

Die Jahresrechnung, welche bei Kirchen landes⸗ 
herrlichen Patronats in 3 Exemplaren, bei Kirchen nicht 
landesherrlichen Patronats in 2 Exemplaren zu fertigen 
iſt, wird bis ſpäteſtens zum 15. April, bei Kirchen 
mit Privat⸗Patronat aber bis ſpäteſtens zum 15. Juli 
mit den Belägen und mit dem Nachweiſe über die 
Erledigung der etwa vom Kirchenvorſtande gezogenen 
Erinnerungen ſowie unter Beifügung aller Reviſions⸗ 
bemerkungen des Vorjahres und der Beantwortung 
derſelben vom Kirchenvorſtande an die biſchöfliche 
Behörde zur Prüfung eingereicht. Die biſchöfliche 
Behörde wird demnächſt die Rechnung mit ihren 
Bemerkungen dem Patronat überſenden, welches ſie 
mit etwaigen Erinnerungen dem Regierungs⸗ 
Präſidenten zur Prüfung einreicht. 

Der Regierungspräſident läßt die Rechnung 
entweder mit der Bemerkung, daß ſich gegen die⸗ 
ſelbe nichts zu erinnern gefunden oder mit den gegen 
die Etatsmäßigkeit der Verwaltung ſich ergebenden 
Erinnerungen baldmöglichſt an die biſchöfliche Be⸗ 
hörde zurückgelangen. 

Die etwaigen Erinnerungen des Patronats, 
ſowie der Staatsoberaufſichtsbehörde und der biſchöf⸗ 
lichen Behörde werden von der Letzteren dem Kirchen⸗ 
vorſtande mit einem Exemplar der Rechnung nebſt 
den Belägen zur Erledigung zugefertigt. 

Die Notaten⸗Beantwortung iſt von dem Kirchen⸗ 
vorſtande nach Formular VI ungeſäumt der biſchöf⸗ 
lichen Behörde einzureichen, welche ſie an den Re⸗ 
gierungspräſidenten zur Entſcheidung weiter befördert. 

Die vorbezeichneten Termine werden für die⸗ 
jenigen Kirchengemeinden, in denen das veränderte 
Rechnungsjahr nach Artikel 13 (Abſatz 2) ange⸗ 
nommen iſt, um je drei Monate hinausgeſchoben. 
Es tritt alſo an die Stelle des 1. März der 1. Juni, 
an die Stelle des 15. April der 15. Juli. 
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Artikel 25. 
Entlaſtung des Rechnungsführers. 

Nach Erledigung der von der ſtaatlichen Be⸗ 
hörde und der biſchöflichen Behörde gegen die 
Rechnung gezogenen Erinnerungen hat der Kirchen⸗ 
vorſtand die Rechnung der Gemeindevertretung vor⸗ 
zulegen, und nachdem dieſe der Abnahme und Er⸗ 
theilung der Entlaſtung (vgl. $ 21, Nr. 13 des 
Geſetzes) zugeſtimmt hat, zwei Wochen zur Einſicht 
der Gemeindeglieder nach vorgängiger ortsüblicher 
Bekanntmachung öffentlich auszulegen. 

Nach Ablau dieſer Friſt hat der Kirchenvor⸗ 
ſtand dem rechnungsführenden Kirchenvorſteher bezw. 
dem Rendanten ſchriftlich die Entlaſtung wegen der 
Rechnung auszuſprechen. 

Artikel 26. 
Einreichung der Rechnung. 

Aus der Jahresrechnung müſſen die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben ſpeziell, und zwar im An⸗ 
ſchluß an die Titel des Voranſchlages und in Ver⸗ 
gleichung mit den Anſätzen des letzteren erſichtlich ſein. 

Jede Ueberſchreitung des Voranſchlages iſt durch 
Hinweiſung auf die betreffenden Beſchlüſſe des 
Kirchenvorſtandes und der Gemeindevertretung zu 
rechtfertigen. 

Der Rechnung ſind die Beläge über die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben geheftet und nach Nummern 
geordnet beizufügen. Bei denjenigen Einnahmen 
und Ausgaben, zu denen nach § 50 des Geſetzes 
die Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
erforderlich iſt, iſt in den Belägen auf die betreffende 
Genehmigungsverfügung Bezug zu nehmen. 

Dasſelbe gilt in Betreff der Genehmigungs⸗ 
verfügungen der biſchöflichen Behörde. 

Außerdem iſt die nach Erledigung der Er⸗ 
innerungen der Aufſichtsbehörden und nach erfolgter 
Entlaſtung durch die Gemeindevertretung zu bewirkende 
zweiwöchige Offenlegung auf der Rechnung vom Vor⸗ 
ſitzenden des Kirchenvorſtandes zu beſcheinigen, auch 
nachträglich die erfolgte Entlaſtung darauf zu vermerken. 

Als Muſter für die Jahresrechnung dient das 
als Anlage VII beigefügte Formular. 

Artikel 27. 

Ueber die Portoauslagen iſt vom Rechnungs⸗ 
führer ein vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes 
zu beglaubigendes Verzeichniß der Jahresrechnung 
als Ausgabebelag beizufügen. 

Ebenſo iſt über die in jedem Jahre wiederholt 
bei gewiſſen Gelegenheiten wiederkehrenden, der Höhe 
nach nicht im Voraus zu beſtimmenden Einnahmen, 
wie Kollekten, Klingelbeutelgeld und Beträge für 
Grabſtellen, Glockengeläute, Kerzen, Lampen und 
dergl., ein von dem Vorſitzenden des Kirchenvor⸗ 
ſtandes zu beglaubigendes Verzeichniß vom Rechnungs⸗ 
führer aufzuſtellen und der Jahresrechnung als 
Einnahmebelag beizufügen. 

Der Ankauf und Verkauf von Werthpapieren 
iſt ſtets durch eine Kursbeſcheinigung zu belegen. 


Die wegen Ausleihung auf Grundwerth aus⸗ 
geſtellten Obligationen ſind nebſt den ſogenannten 
Sicherheitsdokumenten, als Erwerbungsurkunden, 
Hypothekenextrakten, Policen u. f- w., bei der Gin- 
reichung der Jahresrechnung auf Erfordern der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde oder der biſchöflichen 
Behörde zur Prüfung vorzulegen. 

Artikel 28. 

Ueber Gemeinde = Umlagen zu baulichen oder 
ſonſtigen kirchlichen Zwecken iſt eine beſondere 
Rechrung zu führen. Dasſelbe gilt von der Ver⸗ 
waltung des Stiftungsvermögens, und hat hier das 
Formular VIII Anwendung zu finden. 

Artikel 29. 

Die abgenommenen Rechnungen nebſt Belägen 
und alle ſich auf dieſelben beziehenden Schriftſtücke 
ſowie alle Spezial⸗Rechnungen dürfen nicht vernichtet, 
ſondern müſſen gleichwie die nicht mehr im Gebrauch 
ſtehenden Journale im Kirchenarchiv aufbewahrt werden. 

D. Verwaltungsgrundſätze. 
Artikel 30. 
Poſtſendungen. 

Poſtſendungen des Kirchenvorſtandes an die 
Staatsbehörden ſind mit dem Vermerk „Porto⸗ 
pflichtige Dienſtſache“ unfrankirt abzuſenden, wenn 
die Poſtſendung 

1. Angelegenheiten des fiskaliſchen 
betreffen, 

2. ausſchließlich im Staatsintereſſe liegen oder 
aus der ſtaatlichen Oberaufſicht hervorgehen, 
dahin gehören insbeſondere: 

a) die Einſendung der Kirchengemeinde⸗ 
Etats und Rechnungen an die ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörden, 

b) Berichte der Kirchen-Vorſtände an die Regie⸗ 
rungspräſidenten über Erſatzwahlen und Ver⸗ 
änderungen in den Kirchengemeinde⸗Organen, 

e) Berichte der Kirchenvorſtände wegen Gin- 
holung der im § 50 des Geſetzes vom 
20. Juni 1875 über die Vermögensver⸗ 
waltung in den katholiſchen Kirchengemeinden 
vorgeſchriebenen Genehmigung der ſtaat⸗ 
licher Aufſichtsbehörden. 

Alle übrigen Poſtſendungen an die Aufſichts⸗ 
behörden find mit dem Vermerk „Portopflichtige 
Dienſtſache“ zu frankiren. 

Artikel 31. 
Verkauf von Werthpapieren. 

Auf den Inhaber lautende Werthpapiere dürfen 
unter dem Ankaufspreiſe nur mit Genehmigung der 
Gemeindevertretung verkauft werden. 

Artikel 32. 
Belegung von Geldern. 

Für die zinsbare Anlegung von kirchlichen 
Geldern ſind die nachfolgenden Vorſchriften in 
88 1807 und 1808 des B. G B über mündelſichere 
Anlagen und die Artikel 73 — 76 des Preußiſchen Aus- 
führungsgeſetzes vom 20. September 1899 maßgebend: 
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„B. G. B. § 1807. Die im § 1806 vorge- 
ſchriebene Anlegung von Mündelgeld ſoll nur erfolgen: 
1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek 
an einem inländiſchen Grundſtücke beſteht, oder 
in ſicheren Grundſchulden oder Rentenſchulden 

an inländiſchen Grundſtücken; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich 
oder einen Bundesſtaat ſowie in Forderungen, 
die in das Reichsſchuldbuch oder in das Staats⸗ 
ſchuldbuch eines Bundesſtaates eingetragen ſind; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung 
von dem Reiche oder einem Bundesſtaate ge⸗ 
währleiſtet iſt; 

4. in Werthpapieren, insbeſondere Pfandbriefen, 
ſowie in verbrieften Forderungen jeder Art 
gegen eine inländiſche kommunale Körperſchaft 
oder die Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft, 
ſofern die Werthpapiere oder die Forderungen 
von dem Bundesrathe zur Anlegung von 
Mündelgeld für geeignet erklärt ſind; 

5. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, 
wenn ſie von der zuſtändigen Behörde des Bundes⸗ 
ſtaates, in welchem ſie ihren Sitz hat, zur An⸗ 
legung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. 
Die Landesgeſetze können für die innerhalb 

ihres Geltungsbereichs belegenen Grundſtücke die 
Grundſätze beſtimmen, nach denen die Sicherheit 
einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Renten⸗ 
ſchuld feſtzuſtellen ift. 

$ 1808. Kann die Anlegung den Umſtänden 

nach nicht in der im 8 1807 bezeichneten Weiſe 
erfolgen, ſo iſt das Geld bei der Reichsbank, bei 
einer Staatsbank oder bei einer anderen durch 
Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten inländiſchen 
Bank oder bei einer Hinterlegungsſtelle anzulegen. 
Preußiſches Ausführungsgeſetz vom 
20. September 1899. 

Artikek 73. 8 1. Eine Hypothek, eine 
Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an einem in 
Preußen belegenen Grundſtück iſt für die An⸗ 
legung von Mündelgeld als ſicher anzuſehen, 
wenn ſie innerhalb des Fünfzehnfachen oder, ſo⸗ 
fern ihr kein anderes der Eintragung bedürfendes 
Recht im Range vorgeht oder gleichſteht, inner⸗ 
halb des Zwanzigfachen des ſtaatlich ermittelten 
Grundſteuerreinertrages oder bei einem ländlichen 
Grundſtück innerhalb der erſten zwei Drittel, bei 
einem ſtädtiſchen Grundſtück innerhalb der erſten 
Hälfte des Werthes zu ſtehen kommt. 

Der Werth iſt bei ländlichen Grundſtücken durch 
Taxe einer preußiſchen öffentlichen Kreditanſtalt, 
die durch Vereinigung von Grundbefigern gebildet 
ift und durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit 
erlangt hat, oder durch Taxe einer Preußiſchen 
provinzial⸗(kommunal-)ſtändiſchen öffentlichen Grund⸗ 
kreditanſtalt oder durch gerichtliche Taxe, bei ſtädtiſchen 
Grundſtücken in gleicher Weiſe oder durch Taxe einer 
öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt feſtzuſtellen. 


8 2. Statt des Zwanzigfachen des Grund- 
ſteuerreinertrages iſt bei Grundſtücken, die von 
einer Kreditanſtalt der im E 1 Abſ. 2 bezeichneten 
Art ſatzungsgemäß ohne beſondere Ermittelungen 
bis zu einem größeren Vielfachen beliehen werden 
können, das größere Vielfache, ſofern es jedoch den 
dreißigfachen Betrag überſteigt, dieſer Betrag 
maßgebend. 

Für einzelne Bezirke kann durch königliche 
Verordnung ſtatt des Zwanzigfachen des Grund⸗ 
ſteuerreinertrags ein das Vierzigfache nicht über⸗ 
ſteigendes größeres Vielfaches beſtimmt werden. 

Artikel 74. Zur Anlegung von Mündelgeld 
ſind außer den im § 1807 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Forderungen und Werth⸗ 
papieren geeignet: 

1. die Rentenbriefe der zur Vermittelung der Ab⸗ 
löſung von Renten in Preußen beſtehenden 
Rentenbanken; 

2. die Schuldverſchreibungen, welche von einer 
Deutſchen kommunalen Körperſchaft oder von 
der Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft oder 
mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörde von einer Kirchengemeinde oder einem 
kirchlichen Verband ausgeſtellt und entweder 
von Seiten der Inhaber kündbar ſind oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen; 

3. die mit ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen 
Pfandbriefe und gleichartigen Schuldver⸗ 
ſchreibungen einer Kreditanſtalt der im Artikel 
73 § 1 Abſatz 2 bezeichneten Art; 

4. die auf den Inhaber lautenden Schuldverſchrei⸗ 
bungen, welche von einer Preußiſchen Hypotheken⸗ 
Aktienbank auf Grund von Darlehen an 
preußiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
oder von Darlehen, für melche eine ſolche 
Körperſchaft die Gewährleiſtung übernommen 
hat, ausgegeben ſind. 

Artikel 75. § 1. Eine in Preußen be- 
ſtehende öffentliche Sparkaſſe kann durch den 
Regierungspräſidenten im Einvernehmen mit dem 
Landgerichtspräſidenten zur Anlegung von Mündel⸗ 
geld für geeignet erklärt werden. Die Erklärung 
kann zurückgenommen werden. 

Die Erklärung und die Rücknahme ſind durch 
das Amtsblatt bekannt zu machen. 

§ 2. Iſt vor dem Inkrafttreten des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs ein Sparkaſſenbuch außer Kurs 
geſetzt, ſo iſt zur Erhebung des Geldes die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erforderlich. 

Artikel 76. Im Falle des D 1808 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs kann die Anlegung von 
Mündelgeld bei der Preußischen Central⸗Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe oder einer ſonſtigen preußiſchen öffent⸗ 
lichen Bankanſtalt (Landesbank, landſchaftlichen, 
ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe u. f. w.) und, wenn 
die von einer preußiſchen Privatbank ausgeſtellten 
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Werthpapiere durch den Bundesrath zur Anlegung 
von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind oder 
eine preußiſche Privatbank nach Maßgabe des 
Artikel 85 für die Hinterlegung von Werthpapieren 
als Hinterlegungsſtelle beſtimmt iſt, bei einer 
ſolchen Privatbank erfolgen. 

Die Anlegung bei den ordentlichen Hinterlegungs⸗ 
ftellen Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879, 
Geſetz-Samml S. 249) findet nicht ſtatt. 

Die Erlangung möglichſt hoher Zinſen ſoll nicht 
wie vielfach angenommen wird, erſte und Hauptbe⸗ 
dingung ſein; in den meiſten Fällen iſt der gebotene 
Vortheil ein ſcheinbarer und vorübergehender. Unter 
den ſchwankenden Verhältniſſen der Jetztzeit werden 
ſolche Vortheile durch ſpätere Ausfälle, Koſten und 
ſonſtige Nachtheile meiſt wieder hinfällig. 

Artikel 33. 

Wenn der Kirchenvorſtand Jemandem Kirchen⸗ 
kapitalien auf ein Grundſtück zu leihen beabſichtigt, 
ſo hat er den betreffenden Antrag des Darlehnſuchers 
mit einer beglaubigten Abſchrift des Grundbuchblattes 
des zu beleihenden Grundſtücks und dem Nachweiſe 
der Feuerverſicherung der Gebäude der biſchöflichen 
Behörde zur Prüfung der Sicherheit und Einholung 
der Patronatszuſtimmung einzuſenden. 

Artikel 34. 

Wird die Sicherheit von der biſchöflichen Behörde 
für ausreichend erachtet, und iſt auch die Patronats⸗ 
zuſtimmung zur Ausleihung vom Kirchenvorſtande 
eingeholt, ſo hat derſelbe mit dem Darlehnsſucher 
zu vereinbaren, daß der Kirchengemeinde für das zu 
gewährende Darlehn eine Hypothek an dem Grund: 
ſtück beſtellt und der darüber auszufertigende Hypo⸗ 
thekenbrief dem Kirchenvorſtande zugeſtellt wird. Die 
Vereinbarung iſt von dem Kirchenvorſtande gemäß 
§ 19 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 zu vollziehen 
und dem Darlehnsſucher zu übergeben, welcher ſie 
dem zuſtändigen Grundbuchamte einzureichen hat. 

Der von dem Grundbuchamte dem Kirchen vor⸗ 
ſtande zugeſtellte Hypothekenbrief iſt demnächſt an die 
biſchöfliche Behörde einzuſenden, welche nach Prüfung 
deſſelben die Anweiſung zur Auszahlung des Darlehns 
ertheilen wird. Vor dieſer Anweiſung darf das 
Kapital bei eigener Vertretung des Kirchenvorſtandes 
an den Darlehnsſucher nicht ausgezahlt werden. 

Artikel 35. 

Der Ankauf von Werthpapieren wird am zweck⸗ 
mäßigſten einem Bankier übertragen, mit dem der 
Kirchenvorſtand wegen des Werthes und der Proviſion 
vorher ſich geeinigt hat, letztere beträgt in Berlin 
1o bis Ji Prozent. 

Artikel 36. 

Beabſichtigt der Kirchenvorſtand die Kündigung 
ausſtehender Kirchenkapitalien, wozu außer der Ge⸗ 
nehmigung der geiſtlichen Aufſichtsbehörde event. auch 
die des Patronats erforderlich iſt, ſo hat derſelbe 
hierüber an die biſchöfliche Behörde eingehend zu 
berichten. Geſchieht die Aufkündigung von Seiten 


eines Schuldners, dann iſt auch hiervon der biſchöf⸗ 
lichen Behörde Anzeige zu erſtatten. 

Nach erfolgter Vereinnahmung des gekündigten 
Kapitals nebſt ſämmtlichen Zinsrückſtänden hat der 
Kirchenvorſtand eine löſchungsfähige Quittung in 
Gemäßheit des § 19 des Geſetzes vom 20. Juni 
1875 urkundlich auszuſtellen und dem Schuldner 
mit dem betreffenden Hypotheken⸗Grundſchuld⸗ oder 
Rentenſchuldbriefe auszuhändigen. 

Artikel 37. 

Von der Vermiethung und Verpachtung 

von Grundſtücken. 

Die Vermiethung und Verpachtung von Grund⸗ 
ſtücken bedarf der Genehmigung des Kirchenpatrons 
und der biſchöflichen Behörde. Sofern der Vertrag 
auf länger als zehn Jahre oder bezüglich der den 
geiſtlichen und anderen Kirchendienern zum Gebrauch 
und zur Benutzung überwieſenen Grundſtücke mit 
verbindlicher Kraft für den Amtanachfolger ab- 
geſchloſſen werden ſoll, iſt außerdem die Zuſtimmung 
der Gemeindevertretung erforderlich. 

Artikel 38. 

Sind die Pachtbedingungen von der biſchöf⸗ 
lichen Behörde genehmigt, ſo hat der Kirchenvorſtand 
einen Lizitationstermin anzuſetzen und denſelben in 
der Regel dreimal durch öffentliche Blätter bekannt 
zu machen. Bei Verpachtung kleiner Parzellen ge⸗ 
nügt die Bekanntmachung des Lizitationstermins durch 
den Pfarrer vor der zum Gottesdienſt verſammelten 
Gemeinde an zwei Sonntagen hintereinander. 

Artikel 39. 

Nach Abhaltung des Lizitationstermins hat der 
Kirchenvorſtand das betreffende Protokoll mit ſeiner gut⸗ 
achtlichen Aeußerung über die Perſönlichkeit und die Ver⸗ 
mögenszuſtände der drei Meiſtbietenden der biſchöflichen 
Behörde zur Ertheilung des Zuſchlages einzureichen. 

Artikel 40. 

Nach ertheiltem Zuſchlage ift mit dem Pächter, 
ſofern derſelbe gleichzeitig die feſtgeſetzte Kaution 
erlegt, ein gerichtlicher oder notarieller Vertrag mit 
Vorbehalt der Genehmigung des Patronats und der 
biſchöflichen Behörde in 2 Exemplaren abzuſchließen 
und ſind die letzteren demnächſt der biſchöflichen Be⸗ 
hörde zur Beſtätigung einzuſenden. Für die biſchöf⸗ 
liche Behörde iſt eine beglaubigte Abſchrift als 
Aktenexemplar beizufügen. 

Artikel 41. 

Erſt nach Rückkunft des ſo beſtätigten Pachtver⸗ 
trages und nach erfolgter Vereinnahmung der Kaution 
zur Kirchenkaſſe darf der Kirchenvorſtand das verpach⸗ 
tete Grundſtück dem Pächter übergeben, widrigenfalls 
er für alle aus der Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift 
erwachſenden Nachtheile ſolidariſch verhaftet iſt. 

Artikel 42. 
Schenkungen und Grunderwerb. 

Wenn vermöge Teſtaments oder Schenkung 
einer Kirche zur Errichtung einer neuen oder zur 
Erweiterung einer ſchon beſtehenden Stiftung eine 


353 


Zuwendung gemacht wird, fo hat der Kirchenvorſtand 
ohne Verzug das betreffende Teſtament reſp die 
Schenkungsurkunde der biſchöflichen Behörde zur 
ferneren Anordnung einzuſenden. Zuwendungen im 
Betrage von über 5000 Mk. bedürfen der Staats⸗ 
genehmigung, welche von dem Kirchenvorſtande unter 
Vorlage der Stiftungsurkunde (Art. 43) bei dem 
Regierungspräſidenten, in deſſen Bezirk die Stiftung 
ihren Sit hat oder haben foll, in Antrag zu bringen ift. 

Nah Art 6 § 3 des Preußtſchen Aus- 
führungsgeſetzes zum B G. B. wird mit Geldſtrafe 
bis zu 90 Mk beſtraft, wer für eine juriſtiſche 
Perſon, die in Preußen ihren Sitz hat, als deren 
Vorſteher eine Schenkung oder eine Zuwendung von 
Todeswegen in Empfang nimmt und nicht binnen 
4 Wochen die erforderliche Genehmigung nachſucht 
Zum Erwerb von Gruudſtücken im Werthe von nicht 
mehr als 5000 ME. ift gemäß Art. 7 Abſ. 1a. a O 
eine ſtaatliche Genehmigung nicht mehr erforderlich. 

Artikel 43 

Ueber jede Stiftung iſt eine beſondere Stifts⸗ 
urkunde vom Stifter ſelbſt, eventuell vom Pfarrer 
zu entwerfen, in welcher der Betrag des Stiftungs⸗ 
Kapitals und einerſeits die Beſtimmung über die 
Verwendung der Erträge desſelben, andererſeits aber 
auch die den Empfängern dafür obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen deutlich anzugeben ſind 

Dieſen Entwurf hat der Kirchenvorſtand der 
biſchöflichen Behörde zur Prüfung einzureichen, ihn 
nach Vornahme der etwa nöthig befundenen Ab- 
änderungen dreimal auszufertigen und dieſe drei 
Ausfertigungen nebſt dem Entwurf zur oberhirtlichen 
Beſtätigung einzuſenden. Von den beſtätigten 
Stiftungsurkunden behält die biſchöfliche Behörde ein 
Exemplar, das zweite wird dem Erzpriefter zu den 
Dekanats⸗Akten und das dritte dem Kirchenvorſtande 
zur Aufbewahrung im Kirchenarchiv zugeftellt. 

Artikel 44. 
Von Kirchenbauten. 

Zur möglichen Vermeidung größerer Ausgaben 
zu baulichen Zwecken hat der Kirchenvorſtand darauf 
zu ſehen, daß etwaige Bauſchäden an den kirchlichen 
und Pfarrgebäuden ſchleunigſt ausgebeſſert werden. 
Zu dieſem Behufe hat der Vorſitzende in Gemein⸗ 
ſchaft zweier Mitglieder alljährlich im Monat April 
ſämmtliche Baulichkeiten einer genauen Reviſion zu 
unterwerfen und über den Befund derſelben dem 
Kirchenvorſtande in einer beſonderen Sitzung Bericht 


zu erſtatten. 
Artikel 45. 

An denjenigen Gebäuden, an welchen dem Pfarrer 
oder einem Kirchenbedienten der Nießbrauch zuſteht, 
ſind die kleinen Reparaturen, d. h. ſolche, die ent⸗ 
weder gar keine baaren Auslagen erfordern, oder 
deren Koſten, jede einzeln genommen, für den Pfarrer 
nicht über 9 Mk. und für den Kirchenbedienten nicht 
über 3 Mk. betragen, von den Nutznießern auf eigene 
Koſten auszuführen. Die Nutznießer find auch ger 


pflichtet, Thüren, Fenſter, Oefen, Schlöſſer und andere 
dergleichen Pertinenzſtücke der Gebäude auf eigene 
Koſten ohne Nückſicht auf den Betrag derſelben zu 
unterhalten jedoch nicht neu zu beſchaffen (cfr. 8 784 
bis 786 Tit. 11 T. II A. L-R.) Art. 80 Abſ. 2 
des Einführungsgeſetzes zum B. G. B. 

Artikel 46. 

Nicht erhebliche Reparaturen (d. h. ſolche, deren 
Betrag 200 Mk. nicht überſteigt) an kirchlichen und 
Pfarrgebäuden hat der Kirchenvorſtand auf Koſten 
der Kirchenkaſſe auszuführen, ſofern der im Etat zu 
Bauten ausgeſetzte Betrag dadurch nicht überſchritten 
wird. Soll letzteres ſtattfinden, ſo iſt zuvor die 
Genehmigung des Patrons und der biſchöflichen 
Behörde hierzu einzuholen. 

Artikel 47. 

Wird eine erhebliche Reparatur (d. h. über 
200 Mk.) oder ein Neubau nothwendig, ſo hat der 
Kirchenvorſtand zunächſt die Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
vertretung und des Patrons zur Ausführung der⸗ 
ſelben zu erwirken, demnächſt im Einvernehmen mit 
dem Patron den Koſtenanſchlag durch einen Bau⸗ 
verſtändigen fertigen und nach Aufbringung der 
nöthigen Baumittel den Bau ausführen zu laſſen. 

Bei allen Neubauten und Umbauten von Kirchen 
und Pfarrhäuſern ſind die Koſtenanſchläge und Zeich⸗ 
nungen der biſchöflichen Behörde zur Prüfung und 
zur Erwirkung der erforderlichen oberhirtlichen Ge⸗ 
nehmigung des Fürſtbiſchofs von Breslau einzuſenden. 

Entſtehen Streitigkeiten zwiſchen den Bauinter⸗ 
eſſenten über die Nothwendigkeit des Baues, über 
den Umfang oder die Art und Weiſe ſeiner Aus⸗ 
führung oder die dazu zu leiſtenden Beiträge ſo hat 
der Kirchenvorſtand der biſchöflichen Behörde darüber 
Bericht zu erſtatten und demnächſt bei der König⸗ 
lichen Regierung den Erlaß eines Bau⸗Reſoluts zu 
beantragen. 

Dieſes Verfahren findet auch dann ſtatt, wenn 
der Kirchenpatron oder andere Bauverpflichtete trotz 
vorher erklärter Zuſtimmung zu dem Bau demnächſt 
die Zahlung ihrer Beiträge verweigern. 

Bei allen Neu: und erheblichen Reparaturbauten 
(über 200 Mk.) iſt eine Bauabnahme durch einen 
Bauverſtändigen nothwendig, zu welcher der Kirchen⸗ 
vorſtand neben dem Bauunternehmer den Nutznießer 
des Gebäudes und bei Privatpatronaten auch den 
Kirchenpatron zuzuziehen hat. 

Die Koſten dieſer Bauabnahme fallen der Kirchen⸗ 
kaſſe zur Laſt, eventuell ſind ſie wie die übrigen 
Baukoſten aufzubringen. 

Bei Kirchen landesherrlichen Patronats verbleibt 
es wegen der Abnahme des Baues bei den Anord⸗ 
nungen der Bezirksregierung, der Kirchenvorſtand 
hat jedoch die Uebernahme des vollendeten Baues 
der biſchöflichen Behörde anzuzeigen. 

Artikel 48 

Sämmtliche kirchlichen und Pfarrgebäude ſowie 

kirchlichen Pertinenz und Inventarienſtücke find bei 
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einer ſtaatlich genehmigten Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
fchaft gegen Feuersgefahr auf Koſten der Kirchenkaſſe 
zu ihrem vollen Werthe zu verſichern. 

Wo die Mittel der Kirchenkaſſe dazu nicht hin⸗ 
reichen, iſt die Verſicherung der Gebäude auf den⸗ 
jenigen Werththeil zu beſchränken, welchen die Ge⸗ 
meinde baulich zu unterhalten hat, d. h. bei ſtädtiſchen 
Kirchen auf / des Werthes und bei ländlichen 
Kirchen auf ½ des Gebäudewerthes und den vollen 
Werth der Hand» und Spanndienſte. 

Die Verſicherungsprämie iſt in dieſem Falle durch 
Umlagen auf die Gemeindeglieder alljährlich aufzubrin⸗ 
gen und der Betrag derjelben in den Etat aufzunehmen. 

Artikel 49. 
Von Umlagen auf die Gemeinde. 

Reichen zur Beſtreitung von Baukoſten oder 
ſonſtiger Bedürfniſſe die Mittel der Kirchenkaſſe nicht 
aus, ſo hat der Kirchenvorſtand mit der Gemeinde⸗ 
vertretung ($ 21 ad 8 des Geſetzes) den Maßſtab, 
nach welchem der aufzubringende Beitrag Umlage) 
auf die Gemeindeglieder vertheilt werden ſoll (ent- 
weder nach Maßgabe der direkten Staatsſteuern oder 
der Kommunalſteuern), zu beſtimmen. Zu dem bies- 
fälligen Beſchluſſe iſt die Genehmigung der biſchöf⸗ 
lichen Behörde und des Regierungspräſidenten (8 50 
ad 9 des Geſetzes) einzuholen. 

Artikel 50. 

Steht der Vertheilungsmaßſtab der Umlage feſt, 
ſo hat der Kirchenvorſtand von den zuſtändigen Orts⸗ 
behörden die Steuerliſte zu requiriren und daraus 
ein Verzeichniß ſämmtlicher ſteuerpflichtigen Ginge- 
pfarrten (Hebeliſte) zu fertigen, in welches die Be⸗ 
träge der als Grundlage der Repartition ange⸗ 
nommenen Steuer aufzunehmen und die dadurch für 
die einzelnen Gemeindeglieder zu berechnenden Bei⸗ 
träge einzutragen ſind. 

Die ſo gefertigte Hebeliſte iſt von dem Kirchen⸗ 
vorſtande als richtig zu beſcheinigen und 14 Tage 
lang offen zu legen. 

Ort und Dauer der Offenlegung hat der Pfarrer 
bei dem Hauptgottesdienſte der verſammelten Gemeinde 
bekannt zu machen. 

Für beſonders einfache oder eilige Fälle kann 
die biſchöfliche Behörde ausnahmsweiſe eine kürzere 
Dauer der Oeffenlegung erſtatten. 

Die ertheilte Genehmigung iſt in der Be⸗ 
kanntmachung durch den Pfarrer zu erwähnen. 

Bei den im Laufe des Jahres etwa n thwendig 
werdenden Nachbeſteuerungen kann die Offenlegung 
der Hebeliſte durch beſondere Bekanntmachung der 
Ver flichteten erſetzt werden. 

Artikel 51. 

Die Umlagen auf Grund der Hebeliſte ſind 
von den einzelnen Eingepfarrten durch den Ren⸗ 
danten, ſoweit die Ortsvorſtände hierzu bereit ſind, 
durch deren Vermittelung, einzuziehen. 

Sind nach Verlauf von drei Monaten noch 
Umlagen rückſtändig, ſo hat der Kirchenvorſtand die 


Hebeliſte unter Vorlage eines Nachweiſes über die 
Offenlegung bezw. über die beſondere Benachrichti⸗ 
gang der Verpflichteten dem Regierungspräſidenten 
zur Vollſtreckbarkeits⸗Erklärung vorzulegen. 

Artikel 52. 

Die Zwangsvollſtreckung ift alsdann durch die 
vom Staate zur Anordnung und Leitung des Zwangs⸗ 
verfahrens ermächtigten Vollſtreckungs⸗Behörden (8 4 
Abſ. 1 und 3 der Verordnung vom 15. November 
1899 G.⸗S. S. 545) zu bewirken und zwar: 

a) falls das geſammte Einziehungsgeſchäft mit 
Genehmigung der Bezirksregierung dem 
örtlichen Staats- oder Kommunal⸗Steuer⸗ 
erheber übertragen iſt, ohne weiteren An⸗ 
trag durch dieſen; 
andernfalls durch die von der Bezirks⸗ 
regierung für jede Kirchengemeinde ein für 
allemal zu beſtimmende Vollſtreckungsbehörde 
(3 4 Abſ. 3 a. a. O.) auf den Antrag 
des Rendanten der Kirchengemeinde, welchem 
die Reſtliſte nebſt der Hebeliſte und der 
Vollſtreckbarkeitserklärung beizufügen iſt. 

Inſofern nicht in dem Falle unter a eine Re⸗ 
muneration für die Geſammterhebung beſonders 
vereinbart iſt, haben die Vollſtreckbarkeitsbehörden 
auf die ihnen nach Maßgabe der Beſtimmung im 
Art. 4 Abſ. 2 der Ausführungsanweiſung vom 
28. November 1899 zu der Verordnung vom 15. No⸗ 
vember 1899 zu gewährende Remuneration und die 
Vollziehungsbeamten auf die in dem Tarife zu der 
Verordnung vom 15. November 1899 feſtgeſetzten 
Gebühren Anſpruch. 

Artikel 53. 

Die Zwangsvollſtreckung erfolgt unbeſchadet des 
Reklamationsverfahrens. 

Reklamationen 88 1, 3 des Geſetzes vom 
18. Juni 1840 G.⸗S. S. 140) ſind binnen einer 
dreimonatlichen Ausſchlußfriſt vom Tage der Offen⸗ 
legung der Hebeliſte bezw. der beſonderen Benach⸗ 
richtigung der Verpflichteten an zuläſſig. Ueber 
dieſelben entſcheidet der Kirchenvorſtand. Gegen 
deſſen ablehnenden Beſcheid ſteht den Betheiligten 
binnen einer ſechswöchentlichen Ausſchlußfriſt vom 
Tage der Zuſtellung des Beſcheides an der Rekurs 
an die vorgeſetzten Behörden zu. Derſelbe iſt an 
die biſchöfliche Behörde einzureichen und von dieſer 
mittels gutachtlicher Aeußerung alsbald an den Re⸗ 
gierungspräſidenten abzugeben, welcher die erforder⸗ 
liche Entſcheidung zu treffen hat. 

Einwendungen, welche nur vermeintliche Mängel 
des Zwangsverfahrens (Verord. vom 15. November 
1849 G.⸗S. S. 545) oder die angebliche Unzu⸗ 
läſſigkeit der Zwangsvollſtreckung wegen nachge⸗ 
wieſener Berichtigung des beizutreibenden Geld⸗ 
betrags oder wegen ertheilter Friſtbewilligung (8 18 
a. a. O.) betreffen, ſind unmittelbar an die dem 
Vollſtreckungsbeamten vorgeſetzte ſtaatliche Dienſt⸗ 
behörde zu richten. 
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Artikel 54. 
Von Prozeſſen. 

Wenn der Kirchenvorſtand einen Anſpruch der 
Kirche, der Pfarre, der Organiſterei, der Küſterei 
der Gemeinde oder einer in ſeiner Verwaltung be⸗ 
findlichen Stiftung gerichtlich geltend machen ſoll, 
fo hat er dies noch vor dem Anfange des Prozelies 
der biſchöflichen Behörde anzuzeigen und gleichzeitig 
alle hierbei in Betracht kommenden Umſtände, mit 
den vorhandenen Beweismitteln verſehen, ausführlich 
darzulegen. 

Nach erhaltener Information von der biſchöf⸗ 
lichen Behörde hat der Kirchenvorſtand die Zu⸗ 
ſtimmung des Patronats und der Gemeindevertretung 
zur Führung des Pryzeſſes einzuholen, ein Legiti⸗ 
mationsatteſt von dem Regierungspräſidenten durch 
Vermittelung des Kreislandraths zu erbitten und 
gleichzeitig einen Rechtsanwalt mit der Anfertigung 
der Klage zu beauftragen. Zur Anſtrengung des 
Prozeſſes ſelbſt bedarf der Kirchenvorſtand keiner 
Ermächtigung von Seiten einer Behörde. 

Zur gerichtlichen Beitreibung fortlaufender 
Zinſen und Gefälle und zur Einziehung ausſtehender 
Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben find, 
iſt die Zuſtimmung der Gemeindevertretung nicht 
erforderlich. 

Klagen dieſerhalb kann der Kirchenvorſtand ohne 
Beihülfe eines Rechtsverſtändigen anfertigen, wenn 
der Gegenſtand die Summe von 300 Mk. nicht 
überſteigt. 

Artikel 55. 

Wird der Kirchenvorſtand von einem Anderen 
rechtlich belangt, ſo muß er der biſchöflichen Be⸗ 
hörde davon ſofort Anzeige machen und ſofern die 
geftellte Friſt es erlaubt, die betreffende Klage mit 
einer Auslaſſung über dieſelbe zur Ertheilung 
etwaiger Informationen einſenden. 

Artikel 56. 

Jedes im Prozeß ergangene Urtheil iſt gleich⸗ 
falls der biſchöflichen Behörde zur Kenntnißnahme 
einzuſenden. 

Die Friſt für die Einlegung der Berufung 
beträgt einen Monat, von dem Tage der Zuſtellung 
des Urtheils ab gerechnet. 

Lautet das Urtheil zu Ungunſten des betreffen⸗ 
den Kircheninſtituts, fo hat der Kirchenvorſtand als- 
bald eine einfache Urtheilsabſchrift von dem Ge⸗ 
richte zu erbitten. Dieſelbe iſt der biſchöflichen Be⸗ 
hörde umgehend einzureichen und die Zuſtellung des 
Urtheils nicht vor Eingang einer Anweiſung der 
Letzteren zu betreiben. 

Artikel 57. 

Etwaige Koſten und Koſtenvorſchüſſe ſind aus 
der Kirchenkaſſe zu beſtreiten, ſofern ſie aus dem 
verfügungsfreien Vermögen und Einkommen der 
Kirche nach Abzug der zur ordnungsmäßigen Unter⸗ 
haltung derſelben erforderlichen Ausgaben ent⸗ 
nommen werden können und inſofern dieſes Ver⸗ 


mögen oder Einkommen nicht dem amtlichen Nieß⸗ 
brauch des Pfarrers oder eines anderen Kirchen⸗ 
bedienten unterworfen iſt. 

Artikel 58. 

Wenn die Einnahme der Kirche nach Ausweis 
des Etats die Ausgaben nicht überſchreitet und 
wenn eine Erſparniß aus dem Vorjahre ausweislich 
der betreffenden Rechnung nicht vorhanden iſt, ſo 
hat der Kirchenvorſtand unter Beifügung des Etats 
und eines Rechnungsabſchluſſes, in welchem die Ein⸗ 
nahme und Ausgabe bis zum Tage der Ausfertigung 
nach Titeln des Etats geordnet und der baare 
Kaſſenbeſtand nachgewieſen find, den Regierungs⸗ 
präſidenten um Ertheilung eines Armuthsatteſtes zu 
erſuchen und das Letztere dem Gerichte reſp. der⸗ 
jenigen Behörde, welche die Koſten erfordert hat, 
mit dem Antrage auf Niederſchlagung derſelben ein⸗ 
zureichen. 

Baare Auslagen der Behörde ſowie Gebühren 
des eigenen und des gegneriſchen Mandatars müſſen, 
wenn dieſelben der zahlungsunfähigen Kirchenkaſſe 
auferlegt ſind, ungeachtet des erlangten Armenrechts 
bezahlt und deshalb durch Umlage eingezogen werden. 

Artikel 59 
Von Begräbniß plätzen. 

Wird die Erweiterung eines beſtehenden oder 
die Anlegung eines neuen Begräbnißplatzes noth⸗ 
wendig, ſo hat der Kirchenvorſtand ein hierzu ge⸗ 
eignetes Grundſtück zu ermitteln, den polizeilichen 
Konſens zur Verwendung des letzteren zu dieſem 
Zwecke einzuholen und über die Aufbringung der 
Kaufkoſten Beſchluß zu faſſen. 

Derſelbe bedarf der Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
vertretung. 

Mit dem Eigenthümer des auserſehenen Grund⸗ 
ſtücks hat der Kirchenvorſtand demnächſt vorbehaltlich 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde einen gericht⸗ 
lich oder notariell zu beurkundenden Kaufkontrakt 
abzuſchließen und denſelben der biſchöflichen Be⸗ 
hörde zur Prüfung und Erwirkung der erforderlichen 
oberhirtlichen Genehmigung des Fürſtbiſchofs von 
Breslau einzuſenden. 

Nach erhaltener Genehmigung des Fürſtbiſchofs 
iſt ſodann derjenige der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
bei dem Regierungspräſidenten in Antrag zu bringen. 

Artikel 60. 

Sind alle dieſe Konſenſe ertheilt, fo hat der 
Kirchenvorſtand, am geeignetſten durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten (wegen der Vollmacht vergleiche $ 19 
des Geſetzes), die von dem Verkäufer bei dem zu⸗ 
ſtändigen Königlichen Amtsgerichte zu erklärende Auf⸗ 
laſſung des gekauften Grundſtücks entgegenzunehmen. 

Der Kaufpreis iſt jedoch nicht früher an den 
Verkäufer auszuzahlen, als bis der letztere, in Er⸗ 
füllung der von ihm in jedem Falle in dem Kauf- 
vertrage zu übernehmenden Verpflichtung, die auf 
dem Grundſtück etwa haftenden Hypothekenſchulden 
und ſonſtigen Laſten zur Löſchung gebracht hat. 
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Artikel 61. 

Gehört die zur Erweiterung oder Anlegung 
eines Begräbnißplatzes auserſehene Parzelle zu den 
Benefizial⸗ oder Stiftungsländereien, fo ift (nach 
erlangter polizeilicher Genehmigung und Ertheilung 
der Zuſtimmung ſeitens der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörde) zunächſt für die betreffenden Ländereien die 
Anlegung eines beſonderen Grundbuchblattes, falls 
ein ſolches nicht vorhanden ſein ſollte, bei dem zu⸗ 
ſtändigen Amtsgericht zu beantragen. 

Dieſem Antrage iſt eine Beſcheinigung einer 
ſtaatlichen Behörde darüber beizufügen, daß das 
betreffende kirchliche Inſtitut allein oder unter Hinzu⸗ 
rechnung der Beſitzzeit feines Rechtsvorgängers ſchon 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
ſeit 44 Jahren im Eigenbeſitz gehabt hat. 

Artikel 62. 

Nach Anlegung des Grundbuchblattes hat der 
Kirchenvorſtand das Kataſteramt zu erſuchen, die 
auserſehene Parzelle vermeſſen zu laſſen und eine 
Handzeichnung nebſt einem Auszuge aus der Grund- 
ſteuermutterrolle in Betreff derſelben zu ertheilen. 
Beide Urkunden ſind demnächſt der biſchöflichen Be⸗ 
hörde zur Einholung der Genehmigung der Nb- 
tretung ſeitens des Fürſtbiſchofs von Breslau ein- 
zureichen. 

Artikel 63. 

Wo über die Unterhaltung des Begräbniß⸗ 
platzes und die Umwehrung desſelben noch kein be: 
ſonderes Statut beſteht, iſt ein ſolches unter Be⸗ 
rückſichtigung der von der Bezirksregierung über die 
Unterhaltung der Begräbnißplätze getroffenen An⸗ 
ordnungen zu errichten. Bevor dasſelbe in Kraft 
treten ſoll, iſt es der biſchöflichen Behörde zur 
Prüfung einzuſenden. 

Artikel 64. 
Von den niederen Kirchendienern. 

Hinſichtlich der Beſtellung der Organiſten, 
Sakriſtane, Glöckner und Todtengräber verbleibt es 
bei dem bisherigen Herkommen, beziehentlich den Be⸗ 
ſtimmungen des durch Allerhöchſte Ordre vom 


Anlage I. 


20. Juni 1867 verkündigten Reglements vom 
16. Juni desſelben Jahres (Miniſterial Blatt der 
inneren Verwaltung pro 1867 S. 280). 

Dem Kirchenvorſtande liegt es bei der An⸗ 
ſtellung der Organiſten und Sakriſtane in allen 
Fällen ob, einen Dienſtvertrag mit denſelben ſchrift⸗ 
lich abzuſchließen, in welchem ſämmtliche Dienſt⸗ 
obliegenheiten und Einkünfte der Stelle genau an⸗ 
zugeben ſind. 

Der Vertrag iſt der biſchöflichen Behörde zur 
Beſtätigung einzureichen. 

Artikel 65. 

Die in den übrigen Theilen der Provinz den 
Königlichen Regierungspräſidenten oder der Bezirks⸗ 
regierung in Potsdam und Frankfurt a. O mit Bezug 
auf die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden zuſtehenden Befugniſſe werden in 
Berlin und Charlottenburg von dem Königlichen 
Polizeipräſidenten in Berlin ausgeübt. 

Die dem landesherrlichen Patronat mit Bezug 
auf die Vermögensverwaltung der katholiſchen Kirch⸗ 
gemeinden in Berlin zuſtehenden Rechte werden von 
der Königlichen Miniftertal-, Militär- und Bau- 
kommiſſion in Berlin ausgeübt. 

In den Archipresbyteraten Berlin, Charlotten⸗ 
burg, Frankfurt a. O., Potsdam und Wittenberge 
werden die der biſchöflichen Behörde geſetzlich zu⸗ 
ſtehenden Aufſichtsrechte, ſoweit ſie ſich auf das Etats⸗ 
und Rechnungsweſen der Kirchengemeinde beziehen, 
durch den Propſt zu St. Hedwig in Berlin als 
Fürſtbiſchöflichen Delegaten ausgeübt. Bei der An⸗ 
wendung der gegenwärtigen Geſchäftsanweiſung auf 
die Vermögensverwaltung in den Kirchengemeinden 
der vorbezeichneten Archipresbyterate iſt demnach unter 
der biſchöflichen Behörde in den Artikeln 6, 7, 10, 
14, 18, 20, 22 bis 27, 33, 34, 36 bis 40, 42, 43, 
46, 47, 49, 50, 53 bis 54, 59 und 62 bis 64 der 
Fürſtbiſchöfliche Delegat in Berlin zu verſtehen. 

Potsdam, den 27. November 1902. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz Brandenburg. 


Juventar⸗Verzeichniß 


des 


Pfarr⸗ 


der Verwaltung des katholiſchen Filiale | Kirchenvorſtandes zu 


unterliegenden Vermögens. 
Aufgeſtellt im Monat 19 


Anmerkung: 1. Für das Inventar⸗Verzeichniß ift ein beſonderes gebundenes Buch in Folio anzulegen 
und in demſelben für jeden Artikel mindeſtens ein Blatt zu beſtimmen, damit für ſpätere 


Eintragungen Platz vorhanden ſei. 


2. Iſt ein beſonderer Gemeinde⸗Baufonds vorhanden, fo ift derſelbe in einem beſonderen 
Artikel 7 b aufzuführen und zu ſpezialiſiren wie bei Artikel 5 und 6. 
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Kirchen⸗Vermögen. 
Artikel 1. 
Gebäude. 
Benennung Lage, Bauart Art Für welchen Wem die 
der und der Betrag und wo , Bemerkungen. 
E Gebi N l Baulaft obliegt? 
& ebäude Beſchaffenheit [Benutzung verſichert? 
F — 
1 Die Pfarrkirche mitten im Dorfe, zum Pfarr- für 10 000 Mk. bei dem Patron mit ſoll im 16. Jahr⸗ 
maſſiv mit gottes⸗ der „Colonia“] ?/s und der Ge⸗[ hundert er- 
Schindeldach —] dienſt. — der Patro⸗] meinde mit ¼ baut fein. 
in gutem Bau⸗ natsantheil ift] und Hand- und 
zuſtande. nicht mit ver⸗]“ Spanndienſte. 
ſichert. 
2 [Ein Glockenſtuhl auf dem Kirchhofe, — für 600 Mk. — | mie oben. 1860 neu ge⸗ 
von Holz, in wie oben. baut. 
gutem Zuſtande. 
3 Eine Kirchenkathe | am öſtl. Ende des zur Hälfte für 800 Mk. — wie oben. 
Dorfes am Or⸗] Organi- wie oben. 
ganiſtenlande, ſtendienſt⸗ 


Fachwerk mit] wohnung, 
Strohdach, repa⸗[ zur andern 
raturbedürftig Hälfte ver⸗ 
und ſehr alt. miethet. 
4 Ein Brunnen ` neben der Kathe — = mie oben. Nachbarn könn. 
ad 3 hölzern. gegen Ent⸗ 
ſchädigung 
an die Kirch⸗ 
kaſſe ihren 
Waſſerbedarf 
entnehmen. 
5 u. ſ. w. 


Artikel 2. 
Liegenſchaften. 


Bezeichnung 


des Grundſtücks und Größe Art der Benutzung. Beſitzdokumente Bemerkungen. 
& der Kulturart. an E ` vorhanden? 
TR — ege WE 
1 | 1. Kirchenhufe, beſtehend 
aus 
Acker . 12 50 20 verpachtet für 180 Mk. leichter Roggen⸗ 
Diele fe 60 an den Organiften. || Separations⸗Rezeß] boden, Grenzen 
Weide [— 40 wird forſtmäßig genutzt E 12. März 1838.] find genau 
Wi 18 für die Kirchenkaſſe. markirt. 
Anmerkung: Auf dem Grund etwa ruhende Laſten ſind 


in der Colonne „Bemerkungen“ anzugeben. 
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Artikel 3. 
Renten. 


Bezeichnung Betrag 
I des rentenpflichtigen [d. Rente Fälligkeitstermin 
= Grundſtücks Mk. Pf. 


Bezeichnung der 


Urkunde über die Rente Bemerkungen 


1| Viereck Nr. 15 z. Zt. 2 50 Martini 
Eigenthum des Ein⸗ 
ſaſſen N. N. 


Verfügung des Grund- | Die Ablöſung ift vom 
buchamtes d. 5. Mai Beſitzer beantragt 
1880 und Erkenntniß 


d. d. u. ſ. w. 
Artikel 4. 
Gerechtſame. 
1. Eine Holgerechtſame gegen das Rittergut N., welches gemäß Rezeß d. d. verpflichtet iſt, aus 


feinen Waldungen ſämmtliches zu Neu- und Reparaturbauten an der Kirche nöthige Bauholz unent- 
geltlich herzugeben. 


2. Eine Wegegerechtſame gegen das Grundſtück Viereck Nr. 9 u. ſ. w. 


3. u. ſ. w. 
Artikel 5. 
Ausſtehende For derungen. 
Bezeichnung Name Betrag Zinsfuß | Zinstermin 8 B k 

— des Grundſtücks] des Schuldners | dee Er 

= Mk. Pf. N 

1 Pankow Nr. 3 Albert Mann 300 — 5% Neujahr |3 Mon.] Das Kapital ſteht 
zur erſten Stelle 
(Abth Ur. Nr. 1). 

2 Schönholz Nr. pl Aug. Neumann 800 — 4¼½ % 1. Juli und 6 Mon. Dem Kapital 

1. Januar ſtehen 300 Mk. vor 

(Abth. III, Nr. 4). 

3 Lübars Nr. 3 Johann Walter 600 — 5% 27. April [3 Mon.] Das Kapital rührt 
her aus der Ver⸗ 
ſilberung des Spar⸗ 
kaſſenbuches Art. 6 
Nr 4zurückgezahltes 
Kapital. 

Pankow, den 22. Juni 1887. 
N. N. N. N. N. N. 


Porſitzender. Kirchenvorſteher. Kirchenvorſteher. 
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Artikel 6. 
e 


e Nennn⸗ génie, | 


der werth preis Zinsfuß Zinstermin Bemerkungen 
& Werthpapiere Mk Mk. Pf 
1 Staatsſchuldſchein Lit. A | 3000 2760 50 3 ½ % | 1. Januar und 
Nr. 617 1. Juli 
2 Desgl. Lit. C Nr. — — — — — — 
3 | Weſtpreußiſcher privite- | 300 272 25 4%, Johannis und 
girter Pfandbrief Weihnachten 
(Danzig) Lit. C 
Nr. 211 
A Pr. Stargarder Kreis- 600 590 —4½ % — iſt am 16. Mai 1889 
ſparkaſſenbuch Nr. 2160 zurückgezahlt, cfr. Ver: 
handlung vom 14. März 
1889. 
5 u. f. w. 
Pankow, den 30. Mai 1887. 
N. N. N. N. N. N. 
Vorſitzender. Kirchenvorſteher. Kirchenvorſteher. 
— ˖* ...—ꝛ—ß.ꝓ⁵ͥʃtQü.k'(—H1⸗ü!⸗ł⸗v“ x — — WA ENTE EB 
Artikel 7. 


(Nat ge Gegenſtände. 


SEN ult. PER 
Benennung der Gegenftände des Silbers] 1888 Beſtand Bemerkungen 


kg g Stück 


85 


Titel l. 
An Pretioſen. 

1 Silberne, vergold. Monſtranz | 

nebſt Melchiſedch 2.10 
2 Kelch ſilbern, EE mit 

Patene 1 | 06 
3 Meßkännchen nebſt Unterſatz, 

ſilbern . — 142 
4 | Ziborium mit Dedel, KE 

(pyxis) u. ſ. w. — 48 

| # | 0 
Titel ll. 

An inneren VW ugeet, i 
5 Altäre ZP TA, 3 
6| Kanzel 1 
7 Beichſtüble 3 2 
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10 
11 
12 
13 


14 
15 
16 
17 
18 


19 
20 
21 
22 
23 
24 


25 
26 
27 
28 
29 
30 


31 
32 
33 
34 


35 
36 
87 


38 
39 


Benennung der Gegenſtände 


Taufſtein mit zinnernem Taufbecken 
Bänke, große —— 
kleine 
Orgel mit 16 Stimmen und Jebat; 
Turmglocken 
Sakriſtei⸗ und Altarglöckchen u. d w. 
Titel III. 
An Zinn. 
Paeiſikale 4 
Hängelampen 
Altarleuchter, Ka 


Meßkännchen, Ge: nebſt Unterſ ſatz u. f. w 
Titel IV. 
An Meſſing, Kupfer, Blech und Eiſen. 
Rauchfaß, meſſingen, nebſt Schiffchen u. SE 
SE kupfern, Wagen * 
Blechlampen 
Form zum Hoſtienbacken 
D „ Ausſtechen großer Hoſtien 
5 5 7 GEET 
re. 

An aeg und Wäſche. 
Alben e Lë 
Humeralien . 

Chorhemden für Prieſter 

72 „ Knaben 
Korporalien ke E 
Purifikatorien e ſ. w. 

Titel v.. 
An. Paramenten. 
Kaſeln mit Zubehör, weiße 
mo . rothe. 
ſchwardze 
Pluviale nebſt Stola, weiß u ſ. w. 
Surel vV 
An Holzgeräthen. 
Kreuze mit Chriftusfiguren . 
Katafalk (Tumba) d 
Bahre u. ſ. w. S 
Titel VII. 
An anderen BALLON DL 
Fahnen R . 
Tragbilder u. |. w. 
Tite N IX. 
An Büchern, 


40 Missale romanum 


41 
42 


„ de requiem . 
Ritual 


43 Perikopen 


ult.» Dezember 
1888 Beſtand 
Stück 


m = m e DO e 


— — 02 
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EE 


à ult. Dezember 
Benennung der Gegenſtände 1888 Beſtand Bemerkungen 


Stück 


—— .. —— Æ.6—v— —— D — 


GEI 
An Kirchen⸗Matrikelbüchern. 
44 Taufbuch von 1793 bis 1830 
45 „ „1830 bis jetzt 
46 | Trauungsbuch von 1793 ab 
47 Begräbnißbuch von 1793 ab 
Titel Kl. 
An Amtsblättern. 
48 Der Königl. Regierung zu Potsdam von 
1828 bis inkl. 883838 u (or mi 60 


Artikel 8. 
Paſſivkapitalien. 


Nr. 


ka ba ba bai 


Kündi⸗ 
Zi e y f 
Zinsfuß Kii gungs Bemerkungen 


Bezeichnung der Schuld] Betrag 
und des Gläubigers 


1J Darlehn vom Provin- 
zial⸗Hülfsfonds zu Berlin 


Mk. 


3000 — 6 ½ % 1. Jan. Das Darlehn iſt im Betrage von 
und 4000 Mk. zum Bau der Kirche 
(ess? mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde im Jahre 1880 auf⸗ 

genommen worden und wird im 

Jahre 1920 amortiſirt werden. 

2] Reeſtkaufgeld von 200 — 5% den drei | Aus dem Vertrage vom 8. März 
Eduard Goldbach 24. Juni[ Monate | 1885, betreffend die zur Orgaz 
hierſelbſt niſten⸗Dotation angekauften drei 
Morgen Land. 


—— ä äů—ꝗm . lan ͤ ǘ8mà—ü—é— —— — — — 
II. Abtheilung. r 
Pfarr- und ſonſtiges Beneſizial⸗Vermögen. 
A. Pfarr⸗Vermögen. 
Artikel J. 
Gebäude und ſo fort wie bei Abtheilung J. 
B. Vikarien⸗Vermögen. 
Artikel J. 
Gebäude u. ſ. w. wie bei Abtheilung J. 
C. Organiſten⸗Vermögen. 
Artikel I. 
Gebäude u. ſ. w. 
D. Küſterei⸗Vermögen. 
Artikel I. 
Gebäude u. ſ. w. 


III. Abtheilung. 
Stiftungs⸗Vermögen. 
„ A. Zu kirchlichen Zwecken. 
Artikel I. 

Gebäude u. |. w. wie bei Abtheilung I. 
B. Zu wohlthätigen Zwecken. 
Artikel I. 

Gebäude u. |. w. wie bei Abtheilung I. 
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C. Zu Schulzwecken. 
Artikel 1. 
Gebäude u. f. w. 
Vorſtehendes Inventar⸗Verzeichniß iſt durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes vom 15. Mai 1888 als 
vollſtändig und richtig anerkannt worden. Dieſes wird hierdurch beſcheinigt. 

Berlin, den 16 Mai 1888. 

Der Get al P dé EK EE 
N. N. N. N. 

Vorſitzender. Steier Kirchenvorſteher. 


Anlage II. 
Voranſchlag 
für die kirchliche Vermögens verwaltung der e Kirchen⸗ (Kapellen⸗ 1c.) Gemeinde. 


für das SCH 188. 
(die Jahre 18 .. bis 18 .) 


orbemerkungen. 


V 
1. Dem Voranſchlag liegt das Inventur⸗Verzeichniß vom ten 18 
zu Grunde. 
2. Das Rechnungsjahr 
a) der Kirchengemeinde N. WH mit dem 188 .und ſchließt mit 
dem 
b) der bürgerlichen Gencin Om mit dem 188 „Hund ſchließt mit 
dem 188 
3. Die Gemeindemitglieder haben an Steuern für 19 .. zu zahlen e find veranlagt zu: 
a) Einfommenfteuer . . Mk. Pf. 
b) fingirte veranlagte Einkommenſteuer der Stenerpfichtigen mit einem 
Einkommen von mehr als 900 ar N 5 P R 
c) Grundſteuer eee r Se 
d) Gebäudeſteuer re. Fo h A 
e) Gewerbeſteuer einſchl. Betriebsſteuer e eee R s 
Ueberhaufe Mk. Pf. 
4. Der durch Umlage aufzubringende Bedarf der Kirchenkaſſe beträgt Mk. Pf. oder 
Prozent der Steuer. 
5. (Wenn der Vertheilungsmaßſtab der Umlage nach der atalii feſtgeſetzt ift) 
Nach dem Beſchluſſe des Kirchenvorſtandes vom 13 .. und 
dem Beſchluß der Gemeindevertretung vom ten „ſind die kirchlichen 


Umlagen nach dem Maßſtabe der Kommunalſteuer aufzubringen. 
Die von den Gemeindemitgliedern aufzubringende Kommunalſteuer beträgt im Jahre 


cke „ davon find mithin als kirchliche Umlage zu erheben Prozent. 
Beſcheinigungen. 
J. Zieler von dem Kirchenvorſtande aufgeſtellte Voranſchlag ift durch Beſchluß der Gemeindever⸗ 
tretung (des die Stelle der Gemeindevertretung vertretenden Kirchenvorſtandes) vom ten 188 
feſtgeſetzt worden. 
N., den ten 188 


Der Vorſitzende dr? Kirchenvorſtandes. 


II. Dieſer Voranſchlag hat gemäß § 21 des Gefepes vom 20. Juni 1875 nach erfolgter Feſt⸗ 
ſtellung und vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen lang zur Einſicht der Gemeindeglieder 
öffentlich ausgelegen. 

N., den ten 188 

Der Vorſitzende T Kirchenvorſtandes. 
. N. 
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Einnahme. 


— 0——é— —ö— —.. r.... — 


Bezeichnung Der vorige Daher 
der Betrag | Eiat ſetzte 


aus 
Pf. Pf. 


Weniger Bemerkungen 


Pf.] Mk. Pf. 


D 
LA 


= einzelnen Einnahmen 


Mk. Mk. 


Mk. 


Titel I. 

Aus Grundſtücken: 

a) Zeitpacht, 

b) Aus dem Kirchen 
holze, 

c) Vom Friedhofe. 

Titel I. 

Von beſonderen Stiftungs⸗ 

ländereien. 
Titel III. 

An feſtſtehenden Geld⸗ 
einnahmen, Grundzinſen, 
Ländereien, Zehnten, 
Renten und dergl. 

Titel IV. 

Kapitalzinſen: 

a) von Kirchenkapitalien, 
b) von Stiftungskapitalien. 
Titel V. 

An Ablöſungskapitalien. 

Titel VI 

An zurückgezahlten Kapi⸗ 
talien. 

Titel VII. 

Aus neuen Stiftungen. 

Titel VIII. 

Aus Kollekten und aus dem 
Klingelbeutel. 

Titel IX. 

Angeliehene Kapitalien. 

Titel X. 

An Umlagen der Gemeinde⸗ 
mitglieder. 

An Stolgebühren. 

Titel XL 

Für Kirchenſtühle. 

Titel XII. 

Insgemein. 


Wiederholung der 
Einnahme. 


Titel I. aus Grundſtücken 
a) Zeitpacht 
p) aus dem Kirchenholze 
c) vom Friedhof-e 
Titel II. von beſonderen 
Stiftungsländereien 
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ahn: 


Bezeichnung N Rer, vorige Daher 
etrag at ſetztte 
2 i 55 aus Mehr Weniger Bemerkungen 
SS einzelnen Einnahmen Mk. ou Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf. 


Titel III. an feſtſtehen⸗ 
den Geldeinnahmen, 
Grundzinſen, Ländereien, 
Zehnten, Renten und 

dergl., ſowie für ver⸗ 


kauftes Korn 
Titel IV. Kapitalzinſen 

a) von Kirchenkapitalien 
b) von Stiftungskapita⸗ 


lien 
Titel V. an Ablöſungska⸗ 
pitalien . 
Titel VI. an prüdgejablten 
Kapitalien . . i 
Titel VII. an neuen emt, 
tungen 


Titel VIII. aus Kollekten 
und aus dem Klinge⸗ 
beutel 

Titel IX. angeliehene Qapi: 
kalte: 

Titel X. an Umlagen der 
Gemeindeglieder 

Titel XI. für dw 


ſtühle 
Titel XII. Insgemein 
Summa | | | | 


aller Einnahmen 


Ausga big e. 
Bezeichnung a. Der orige Da her 
etrag At ſetzte rte 

3 i ber 9125 Mehr Weniger Bemerkungen 
SS einzelnen Ausgaben Mk. Pf] Ml. Pf Mk. oi Mk. Pf. 
ee fi 1 E 

Titel I 

An Gehältern. 
Titel U. 


Für Anniverſarien und 
ſonſtige Stiftungen. 
Titel III. 
An Kultuskoſten. 
Titel IV. 
An Bau⸗ und Reparatur⸗ 
koſten. 
Titel V. , 
An Zinſen und Paſſiv⸗ 
Kapitalien. 


365 


Ausgabe. 
Bezeichnung Se E Daher 4 
eu a E e 
der ſetzte aus Mehr Weniger Bemerkungen 


& einzelnen Ausgaben Mk. Pf.] Mk. ol Mk. Pf.] Mk. Pf. 


Titel VI. 

An neubelegten Kapitalien 

und Werthpapieren. 
Titel VII. 

An Verwaltungskoſten. 
Titel VIII. 

An öffentlichen und ſonſti⸗ 
gen Abgaben, Laſten 
und Gebühren. 

Titel IX. 

Insgemein. 


Wiederholung der 
Ausgabe. 


Titel I. an Gehältern. 
Titel II. für Anniver⸗ 
ſarien und éd Stift⸗ 


Titel III. an Kultuskoſten 
Titel IV. an Bau⸗ und 
Reparaturkoſten 
Titel V. an Zinſen und 
Paſſivkapitalien . 
Titel VI. an neubelegten 
Kapitalien und Werth⸗ 

papieren 

Titel VII. an Seed 
Bolten ` 
Titel VII. an öffent⸗ 
lichen und ſonſtigen 
Abgaben, Laſten und 
Gebühren N 
Titel IX. Insgemein 


Summa 
aller Ausgaben 


rer 


Balance 
Die Einnahme beträgt. M. Pf. 
Die Ausgabe beträgt . s s2. -s D D 
„Geht auf.“ 


N., den ten 188 


Der katholiſche i 7085 l Kirchenvorſtand. 


N. N. N. N. N. N. 
Vorſitzender. Kirchenvorſteher. Kirchenvorſteher. 
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Anlage DL » Einnahme⸗ 
für 

tutholiſhe EI 

zu 

pro 


| | Aus vorjähriger Rechnung | 


H Titel I. 
Q 
8 Aus Grundſtücken 
ei Name, A. B. C. 
— 
Stand und! Soll Bezeichnung. An 
SE 
5 | Wohnort zahlen ber baarem | An An Aus ton 
A des Einnahme Beſtand Defekten] Reſten Beit dem Frieb⸗ 
€ | Einzahlers pacht Kirchen⸗ 
3 holze hofe 
& A 
Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf. 
Anlage IV. Ausgabe⸗ 
für 
d Pfarr⸗ 
katholiſche (lla. 
zu 
pro 


Aus der Vor- 


jährigen R 1 
Name, jährigen Rechnung 


Bezeichnung 
Stand und Wohnort A. B. 
Nr. der 
Ausgabe der An 
s Ausgabe An Rechnungs⸗ 
1889 Empfänger Vorſchüſſen ver⸗ 
gütungen 


Mk. Pf Mk. Pf. 


67 


8 
05 


Journal 


die 


Kirchenkaſſe 


N. N. 
188 


EIER, 


Kurven te Ve r wal tun g. 


Tit. IV 


era en 


A 

awhvumg ag mung = 

5 

2 a 
er mauabeug" = 
SE aufm3luafpuumr mg p 
Br mpg AS 8 
ei EEEIEE) = 
Eon mbunge up = 
22 bd uayondon auohoyabuyg a 
RA 1 SS N S 
SE pmgotuyy ung) S 
RS gw oun vatiaton emt S 
2 = uoßunzins unau ug a 
R > = S 
al E uayupıdog S 
ar wpguköpnant ug S 
Z> myopie ua =; 
a 


s Wypndogsdundysuor 


8 oyondonnpars uo% 


Mk. Pf.] ME. e 


BEE "uat1a0unz) SS 

"ualuomuen "mama 

ie agabatilal ug 
seu! 

= Sbunzin g uaaguolag -uow = 


SCH, III 


Mk. 


k. Pf. 


d 


Mm 


Journal 


die 


Kirchenkaſſe 


Bezeichnungen 
der 
Beläge 


ie 


| Agen, add ene 


uRnumdsug 


Tit. IX 


ago uobnluol 
gun ualpyquallo ug 


‚uzlogsdungvanaz u 


(e 


Tit. VIII Tit. VII 


gun uoybpdug 
warbajag neu ur 


toyondog-allugk 
gun walne ur 


usjloyanvavdarg 
gun NOIR U 


Kurrente Verwaltung. 


Tit. DI| Tit. IV | Tit. V Tit. VI 


Malo ug 


ubun osuluoh 
gun wrolaauug ans 


wg UG 


Tit. 1] Dit. II 


75 


warardvdgpaagg 


Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf. 


Mk. Pf.] Mk. Pf. 


Anlage V. 


Verhandelt N., den N 15 
In Gemeinſchaft mit dem von dem Kirchenvorſtande durch Beſchluß vom ten. 
18.. hierzu erwählten Kirchenvorſteher nahm der unterzeichnete Vorſitzende 


des Kirchenvorſtandes in Gemäßheit des Artikel 22 der Geſchäfts⸗Auweiſung vom 
am heutigen Tage eine unvermuthete Reviſion der Kirchenkaſſe leinſchließlich aller übrigen von dem Kirchen⸗ 
vorſtande verwalteten Fonds) vor. 

Der Rendant wurde zunächſt veranlaßt, den Baarbeſtand vorzuzeigen. Letzterer fand ſich abge⸗ 
ſondert von der wert des Rendanten in 


Jh, e di d Ze ' j E und zwar in 
vor und wurde wie folgt vorgezählt: 
Banknoten 4 Mk. = Mk. Pf 
Kaſſenſcheine a Mk. = „ ene 
Doppelkronen a 20 Mk.: „ b 
Kronen (3) 10 % D.) . a in 
Halbe Kronen G 5 * Eu: HE 7 
Ser IT SL seent, / 
Kleine Münze „ 
Summa des Faure M Pf. 
Außerdem wurden die Sparkaſſenbücher!) den Sparkaſſe zu i 
Nr... vorgelegt (aus dem Archiv genommen und geprüft), dieſelben lauten zur Zeit über Mk. Pf. 
ng ge arr ei 


eſchrieben: 
g Hierauf wurbe bie Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Eintragungen in dem Kaſſen⸗ Journale, 
insbeſondere 4 M über die Einnahmen, geprüft und die Buchungen innerhalb der letzten 
g Monate Poſt für Poſt mit den Belägen und dem auf Grund des Artikels 21 geführten Kontrol⸗ 
geck deen ae? E ſch (nichts Fe — Folgendes) au bemerken 


Demnächſt wurden di Contor em Bergen des Journals bi zum bee SES wie 
folgt abgeſchloſſen: 
Die Einnahme einſchließlich des EN EN aus ber une Ane beträgt: 
Mk. Pf. 


Die Ausgabe beträgt: — 1 1 
Ergiebt Sollbeſtand SME. Mk. 
welcher mit dem obigen Baarbeſtande (übereinſtimmt, — nicht übereinſtimmt), worüber der Rendant 


folgende Aufklärung giebt: 

Ueberhaupt wurde die geſammte Kaſſenverwaltung geprüft, welche (ordnungsmäßig befunden — 
zu nachſtehenden Bemerkungen Veranlaſſung gab) $. 

Schließlich wurde auch das von dem Rendanten geführte Verzeichniß der Werthpapiere dahin 
geprüft, ob die letzteren richtig verzeichnet und ſämmtlich vorhanden ſind, ob Ia e A ie derſelben Hatt: 
gefunden haben, beziehungsweiſe was etwa in Folge derſelben noch zu veran 1085 iſt. (Hierbei el fich 
(nichts Weſentliches — das Nachſtehende) zu bemerken 

Vor der Unterſchrift gab der Rendant noch die Erklärung ab, daß er andere als die im vor⸗ 
ſtehenden Baarbeſtande aufgeführten Kirchengelder nicht hinter ſich habe. 

Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 

9 


Rendant. 
Geſchehen wie oben. 
N. N. N. N. 
Vorſitzender. Kirchen vorſteher. 


1) Wenn die Beſtände bei einer anderen Kaſſe als einer öffentlichen Sparkaſſe niedergelegt find, fo ift dieſelbe 
unter entſprechender Aenderung des Formulars anzugeben. Der Regel nach jolen Sparkaſſenbücher und dgl. im Kirchen⸗ 
archiv aufbewahrt werden. 

2) Es verſteht fih von ſelbſt, daß die Kapitaliengelder bei Feſtſtellung der Einnahmen mitgerechnet werden müſſen. 
Dasſelbe gilt von der Ausgabe. Ebenſo ift zu prüfen, ob die Beträge, welche nach den Reviſiousnotaten der letzten 
Rechnung einzunehmen oder auszugeben waren, eingenommen bezw. ausgegeben ſind. Das Protokoll möge dies erwähnen 
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Anlage VI. 


Beantwortung der Reviſions⸗Bemerkungen 


über die 
Rechnung von der katholiſchen dale] Kirche 
zu 
N 


vom Jahre 188 
— — ————— — 
Notaten der Aufſichtsbehörde 


Beantwortun Gutachten | 
(hier folgt Abſchrift des Reviſions⸗ b i b S Entſcheidung 
protokolls oder des Reviſtons⸗ di e (wird offen gelaſſen) 
beſcheides) Rendanten Kirchenvorſtandes 


11 
1. Der Beſtand aus dem Vor⸗ 


Der Anſatz beruht auf] Richtig, das Notat 
jahre betrug nicht 4959 Mk., einem Schreibfehler; | ift erledigt. 
ſondern 4956 Mk. 3 Mk. ſind in der 
jetzigenRechnung unter 

„Defekte“ verein⸗ 

nahmt. 


Anlage VII. 
Rechnung 
über die 
Vermögens⸗Verwaltung der katholiſchen | Gäng Kirche 
d. h. N. N. 
zu 


N. 
im Archipresbyterat N. landesherrlichen 


Hierzu ein Heft Beläge 
von Nr. 1 bis incl. 


Gefertigt N. N., den ten 


Patronats (Privat⸗Patronats und zwar zur Zeit des N. N. 
für das Jahr 18 


t Ka 18 
Durch den katholiſchen Lia Kirchenvorſtand 


Kautions⸗ Vermerk. 


Eine beſondere Kautions⸗Leiſtung außer der geſetzlichen findet nicht ſtatt. Die Kirchenkaſſe iſt in 
einem ſtarken, mit Eiſen beſchlagenen, mit drei Schloſſern verſehenen eichenen Kaften im 

aufbewahrt und beſitzt dazu der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes, der Rendant und ein von dem Kirchen⸗ 
vorſtande hierzu beſtimmtes Mitglied desſelben je einen Schlüſſel. 


N. N., den „ See. 


Dt 2 
Der katholiſche 1 Kirchenvorſtand. 
N. N. N. 
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Soll Nach der Rechnungs⸗ 


nach dem | vorigen Summa Zugang Abgang mäßiges g 
Elat Rechnung Soll Einnahme 


Mk. Pf.] Ml. Pf.] Mk Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf. 


A. An Beſtand. 
B. An Nückſtänden aus den frit- 
heren Jahren. 


Diel 
Aus Grundſtücken: 
a) Zeitpacht. 
b) Aus dem Kirchenholze, 
c) Vom Friedhofe. 


Titel I. 
Von beſonderen Stiftungslände⸗ 
reien. 
Titel III. 


An feſtſtehenden Geldeinnahmen, 
Grundzinſen, Ländereien, Zehn⸗ 
ten, Renten und dergl., ſowie 
für verkauftes Korn. 

Titel IV. 

Kapitalzinſen: 

a) von Kirchenkapitalien, 
b) von Stiftungskapitalien. 


Titel V. 
An Ablöſungskapitalien. 
Titel VI. 
An zurückgezahlten Kapitalien. 
Titel VII. 
An neuen Stiftungen. 
Titel VIII. 
Aus Kollekten und aus dem 
Klingelbeutel. 
Titel IX. 
Angeliehene Kapitalien. 
Titel X. 
An Hebungen von den Gemeinde⸗ 
gliedern. 
Titel XI. 
Für Kirchenſtühle. 
Titel XII. 
Insgemein. 


Wiederholung der Einnahme. 


A. An Beſtand e 
B. An Rückſtänden aus den frü⸗ 
heren Jahren pit 
Tit. I. Aus Grundſtücken ; 
Tit. II. Von befonderen Ji 
tungsländereien 


p —————— ˖r—!!WK»‚ê„f r Y 55555 FF—Fö—:. 


Latus 


Ii it 
Nr. Penn ; 
Reit Bemerkungen 


der Belzge Einzelnen | Ganzen 
Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf. 
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Rechnungs⸗ 


Soll Nach der 
nach dem] vorigen | Summa | Zugang | Abgang mäßiges 
Etat Rechnung Soll 
Mk. Pf Mk. . Dit. EN ME. Pf.! . Pf. Pf. 
| FI Era | | 
| 
| | 
| | 
| 
r 
Soll Nach der Rechnungs⸗ 
nach dem] vorigen | Summa | Zugang | Abgang mäßiges 
Etat Rechnung Soll 
Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf.]! Mk. Pf. 


Einnahme 


Transport 
Tit. III. An feſtſtehenden Geld⸗ 
einnahmen, Grundzinſen z. . 
Tit IV. Rapitalzinien . 
Tit. VI. An Ablöſuggskapitalien 


Tit. VI. An Geier vc Ka⸗ 
pitalien 

Tit. VII. An neuen en 

Tit VIII. Aus Kollekten und 
aus dem Klingelbeutel. 

Dit. L Cas "We der 
talien . Sé 

Tit. X. Hebungen von Be 
meindegliedern d 

Tit. XI. Für Kirchenſtühle. 


Tit. XII. Insgemein 


Summa aller Einnahmen 


Ausgabe 


A. An Vorſchüſſen. 

B. An Rechnungsvergütungen 

Tit. I. An Gehältern 

Tit. II. Für Anniverſarien und 
ſonſtige Stiftungen. 

Tit. III. An Kultuskoſten 

Tit. IV. An Bau⸗ und Repara⸗ 
turkoſten 

Tit. V. An Zinſen un Top 
tapitalien . f 

Tit. VI. An deren Rapi- 
talien und Werthpapieren. 

Tit. VII. An Verwaltungskoſten 

Tit. VIII. An öffentlichen und 
ſonſtigen Abgaben, * und 
Gebühren h 

Tit. IX. Insgemein. 


Iſt im 
Nr. — YEA 
Einzelnen | Ganzen 


Mk. Pf.] Mk. Pf. 


der Beläge 


Bemerkungen 


— ——— 


— —— — EE 
Dn ` . K = — m 


b EEN OK en 
Ar. non: 
Einzelnen 


Reſt 


Ganzen Brenz E GU 


der Beläge 


Mk. Pf.] Mk. Pf. 


—— a a 


374 


Nach der 
vorigen | Summa 


Rechnung 
Mk. Pf. 


Soll 

nach dem 

Etat 
Mk. 


Rechnungs⸗ 
Zugang Abgang mäßiges 
Soll 
Mk. 


Ausgabe 


Mk Pf. Mk. pf. Mk. Pf 


Br. 


| Wiederholung der Ausgabe. 


A. An Vorſchüſſen. 

B. An Rechnungsvergütungen 

Tit. I. An Gehältern 

Titt. II. Für Anniverſarien und 
ſonſtige Stiftungen . 

Tit. III. An Kultuskoſten 

Tit. IV. An Baus und Ehr: 
raturkoſten 


Tit. V. An Zinſen Ge Paſſio⸗ 
kapitalien. 


Tit. VI. An nn Ra- 
a 


pitalien und Werthpapieren 
Tit Fe 
toften . e 
I Tit. VIII. An öffentlichen bet 
ſonſtigen Abgaben, une Ge 
| Gebühren. s 
| Tit. IX. Insgemein . 


ee ds Seege aller ee ds Seege 


Balance. 
Die Einnahme beträgt pag. 
Die Ausgabe beträgt pag. 
Bleibt baarer Beſtand 
Außer dem baaren Beſtande befinden fih in der Kaffe folgende zum Kirchenvermögen gehörige, 
geldgleiche Staatspapiere und Dokumente: 


1. Staatsſchuldſchein Nr. Lit. Die 4 o 
2. Weſtpreuß. Pfandbrief N. ECH Kee, N.'ſcher Kreis, "ins Depar 

tement über. . ; Mk. 
3. Obligationen der N. N. ſchen Eheleute vom ten US h 
nebſt annektirtem Nekognitionsfchein vom a über die 
Eintragung des ihnen e ee Bet ot das an zu 

NE Abtheilung III Nr. $ PE An Mk. 

Suma x ganzen PIECE m Tre MA. 

An Stiftungsvermögen find vorhanden: Kapital Mk. 

Pfarr⸗Vermögen f Mk. 


Das in der Kaſſe befindliche Kautions⸗ Zon des wagte N. dat in 
dem Hypothekenbriefe Nr. 2 über 


dee: Mk. 
Die Richtigkeit burſteh nde ng beſcheinigt 

N. Ni, den. ten; 
Der Bd | 


N. N. 


k im 


Nr. Ae == Reſt 
der Beläge] Einzelnen Ganzen Bemerkungen 


Mk. Mk. Mek. Pf. 


ak. PfI Mk. PII . o O 00 -! 


l 
SET 
Ab) 
ii 


auf Pflicht und Gewiſſen hierdurch. 
II zé 


Kirchenvorſtand, 
N. 
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Anlage VIII. : Ned: 
über die Verwaltung des bei der 


zu 
im Archipresbyterate N. 


Hierzu ein Heft Beläge für das 
von Nr. 1 bis inkl. Gefertigt N. N., 
durch den katholiſchen 1 j 
N. N. 
Diasgſelbe iſt Ein noh me e 
ep) e La ae J 
= Namen der Stiftung Kapital Betrag Davon o 
a , aus- nf, | so der EN 
O | und wann fie errichtet und £ i ; ZS jähr⸗ 
8 a Stiftung | ſtehend gezahlt 3 lichen | einge Reſt 
e beſtätigt worden Zinſen kommen geblieben 
z Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf. 
| A. Reſte aus dem 
2 N. Nide Stifung, Neft p. 18... — — -[ Hu [far il Gëoseteaft 
Summa 4. — -| — -| — —| NR -| 21 E = — 
11 Nſche, denten \ 
18 . . errichtet und den .. ten B. Kurrente 
El AC EE 2400 \—| 2400 |—| — — 5 120 — 120 |] — — 
ZINN 'ſche, den ten 
18 .. errichtet und den .. ten 
r 18. . beſtätigt . 600 — 600 — + —43⁵. 21 — 21 — — — 
3 N. N.'ſche, d. 20. Aug. 1888 
errichtet und den 23. Sept. 
e eee 300 — 300 — — ＋37„ 5 25 5 25 — — 
Summa B. furr. Verwaltung 3300 — 146 25 146 25 — | 
hierzu 
A. Reſt a. d. vorigen Jahre — — 21 — 21 er 
Summa | 3300 [ 3300 |—| — — [167 57 25 — — 
Die Richtigkeit WW? Rechnung beſcheinigt 
N., den en. nee . 


der katholische [Aline 
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nung 
katholiſchen u Kirche 


N. N. 
vorhandenen Stiftungs⸗Vermögens 


Jahr 188 . 
den Me , 18 
Kirchenvorſtand 
N. 
ra: ma Ausgabe I 
Von den Zinſen haben nach der 
Beſtimmung der Stiftungs⸗ E wo WI 
Zweck der Stiftung | urkunde zu beziehen R go * Bemerkungen 
1 a no 
Namen der 1 & | erhalten fordern 
Em sberechti 
pfangsberechtigten am Pf. Nr. Mk. Pf] Mk. f 


vorigen Jahre 


3 geſung. hl. Meſſen . Kirchenkaſſe hierſelbſt. 4 — — 44. I 
1 Wie hl. Meſſe. . Pfarrer N. Hierjelbit . 15 1-1 14 15 i ke 
3 Ranzelfürbitten . . Organiſt N. hierſelbſt 1 500 2 1 50 — — 
Bälgetret. N. hierfelbft | — 30 34 — 300 —— 
Die Hoſpitaliten — 20 44 — 20 — — 


Verwaltung 
1 off. def. unius noct. | Pfarrer N. hierſelbſt.] 46 — 5 46 —- — —' 
c. fund. . . . . Organiſt N. hierſelbſt 7 GO 6 7 50 — — 
4 fiille hl. Meſſen. . Bälgetreter N. 0 1 20 7 1 20 — — 
1 Kanzelfürbitte . . Die Hoſpitaliten | 35 30 8 35 30 — — 
3 geſung. hl. Meſſen . Kirchenkaſſe hierſelbſt.“ 4 — — d ach —— 
3 Hile hl. Meſſen. . Pfarrer N. 15 || 9 15 || — — 
1 Kanzelfürbitte . Organiſt N. 1 50 10 1 50 — — 
Bälgetreteer . — 300 11 — 30 —— 
Die Hoſpitaliten . | — 200 12 — 20 —— 


2 geſung. hl. Meſſen - Kirchenkaſſe hierſelbſt. 
3 ſtille hl. Meſſen . Pfarrer NN. 
Organiſt N. 


nungsjahre errichtet 
und beginnt die Zins⸗ 
zahlung exit vom 2. Se⸗ 
meſter 1889 ab. 


146 a e- S Die Stiftung ifl im Rech⸗ 


12 geſung. hl. Meſſen Kirchenkaſſe hierſelbſt.] 30 — — 30 — 
l 


ne gen al AN, re. ORG 
auf Pflicht und Gewiſſen. 
18 
Kirchenvorſtand. 
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(2) An Stelle des verſtorbenen Gutsbeſitzers 
Orth in Neu⸗Trebbin iſt der Gemeindevorſteher 
Hübner in Ladeburg zum Provinziallandtagsabge⸗ 
ordneten für den Kreis Oberbarnim gewählt 
worden. 

Potsdam, den 10. Dezember 1902. 

Der Oberpräſident. 
Bekauntmachungen des 
Königlichen Provinzial: Schul: Kollegiums. 

(J) Die Prüfung der Lehrer an Mittel- 
ſchulen wird hier vom 27. April 1903 an abgehalten 
werden. 

Die Meldungen, in denen anzugeben iſt, in 
welchen Fächern (§S 6 B der Prüfungsordnung vom 
1. Juli 1901) der Bewerber die Lehrbefähigung zu 
erlangen beabſichtigt, ſowie aus welchem Fache ihm 
die Aufgabe für die häusliche Arbeit (§ 8 der 
Prüfungs⸗Ordnung) beſonders erwünſcht ſein würde, 


ſind an uns bis zum 2. Februar 1903, und zwar 


von den noch nicht im Schuldienſte ſtehenden Be⸗ 
werbern unmittelbar, von den im öffentlichen oder 
privaten Schuldienſte ſtehenden Lehrern auf dem 
vorgeſchriebenen Dienſtwege einzureichen. 

Zugelaſſen werden nur ſolche Bewerber, welche 
in der Provinz Brandenburg ihren Wohnſitz haben. 

Den Meldungen ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſem 
Titelblatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, 
das Alter, das Religionsbekenntniß und das augen⸗ 
SCH Amtsverhältniß des Bewerbers anzugeben 
ind, 

2. die Zeugniſſe über die bisher empfangene 
Schul⸗ und Univerſitätsbildung und über die abge⸗ 
legten Prüfungen in Urſchrift oder in beglaubigter 
Abſchrift. 

Die nicht im Schuldienſte ſtehenden Bewerber 
haben außerdem einzureichen: 

3. ein amtliches Führungszeugniß und 

4. ein Geſundheitszeugniß, welches von einem 
zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte 
auszuſtellen iſt. 

Der feſtgeſetzte Anmeldetermin iſt pünktlich 
einzuhalten. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 9. Dezember 1902. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(2) Die Aufnahmeprüfung am Königlichen 
Schullehrer⸗Seminar in Droſſen wird vom 19. Fe⸗ 
bruar 1903 ab abgehalten werden. Die Anmel⸗ 
dungen ſind bis zum 22. Januar k. Is. an die 
Seminardirektion daſelbſt einzureichen und denſelben 
beizufügen: 

1. der Lebenslauf, 

2. der Geburtsſchein, 

3. der Impfſchein, der Revaccinationsſchein 
und ein Geſundheitsatteſt, ausgeſtellt von einem zur 
Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte, 

4. ein amtliches Führungsatteft, 

5. die Erklärung des Vaters oder an deſſen 


Stelle des Nächſtverpflichteten, daß er die Mittel 
zum Unterhalte des Bewerbers während der Dauer 
des Seminarkurſus gewähren werde, mit der Be⸗ 
ſcheinigung der Ortsbehörde, daß er über die dazu 
nöthigen Mittel verfüge. 

Berlin, den 12. Dezember 1902. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(3) Die zweite Lehrerprüfung im Königlichen 
Schullehrer⸗Seminar zu Droſſen wird vom 8. Juni 
1903 an abgehalten werden. 

Nur ſolche Lehrer, die im Regierungsbezirk 
Frankfurt a. O. im Schuldienſte ſtehen und min⸗ 
deſtens zwei, höchſtens fünf Jahre an Schulen in 
Preußen vollbeſchäftigt geweſen find, haben fih zu 
der Prüfung zu melden. 

Die Meldung iſt unter Beifügung der Urſchrift 
des Zeugniſſes über die Seminar⸗Entlaſſungs⸗Prü⸗ 
fung bis zum 13. April k. Is. auf dem Dienſtwege 
an die Königliche Regierung in Frankfurt a. O. 
einzureichen. 

Dem Meldungsſchreiben iſt eine Angabe beizu⸗ 
fügen, in welchem Fache der Bewerber ſich beſonders 
weiter gebildet und mit welchem pädagogiſchen Werke 
er ſich eingehender beſchäftigt hat. 

Erfolgt auf die Meldung von der Königlichen 
Regierung in Frenkfurt a. O. oder von uns kein 
ablehnender Beſcheid, ſo haben ſich die Bewerber am 
Tage vor Beginn der Prüfung dem Herrn Seminar⸗ 
direktor um 5 Uhr Nachmittags vorzuſtellen. 

Berlin W. 9, Linkſtraße 42, 

den 12. Dezember 1902. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

(4) Die Entlaſſungs⸗Prüfung im Königlichen 
Schullehrer⸗Seminar zu Droſſen wird vom 11. Fe: 
bruar 1903 an abgehalten werden. 

Zu dieſer Prüfung werden auch nicht im Se⸗ 
minare gebildete Schulamtskandidaten, welche das 
zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt haben, zugelaſſen. 

Die Anmeldungen find bis zum 19, Januar 
k. Is. pünktlich an uns einzureichen und denſelben 
beizufügen: 

1. der Lebenslauf, 

2. der Geburtsſchein, 

3. das Zeugnis eines zur Führung eines Dienſt⸗ 
ſiegels berechtigten Arztes über normalen Geſund⸗ 
heitszuſtand, 

4. ein amtliches Führungsatteſt, 

5. eine Probeſchrift mit deutſchen und lateini⸗ 
ſchen Lettern und 

6. eine Probezeichnung; beide mit der Ver⸗ 
Kai daß fie der Einſender ſelbſtändig angefer⸗ 
tigt hat. 

Erfolgt auf die Meldung kein ablehnender Be⸗ 
ſcheid, ſo haben ſich die betreffenden Schulamts⸗ 
Aspiranten am Tage vor Beginn der Prüfung dem 
Herrn Seminardirektor um 5Uhr Nachmittag vorzustellen. 

Berlin W. 9, Linkſtr. 42, den 12. Dezember 1902. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
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Bekanntmachungen 
der Königlichen Direktion der Rentenbauk 
für die Provinz Brandenburg. 

(1) Bei der infolge unſerer Bekanntmachung vom 
28. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Verlooſung 
von Rentenbriefen der Provinz Brandenburg ſind 
folgende Stücke gezogen worden: 

I. Aproz. Rentenbriefe. 

Litt. A zu 3000 M. (1000 Thlr.) 214 Stück 
und zwar die Nr. 184 328 350 375 388 484 
778 943 1109 1188 1259 1286 1390 1453 
1545 1599 1806 1832 1949 2027 2229 2593 
2658 3095 3402 3563 3786 3931 4029 4071 
4287 4305 4389 4395 4468 4553 4614 4684 
4780 4853 4855 4946 5070 5095 5320 5322 
5368 5383 5500 5569 5646 5720 5790 5854 
5892 6101 6344 6389 6409 6411 6489 6593 
6745 6766 6812 6867 6880 6953 7032 7046 
7146 7271 7566 7724 7736 7737 7745 7939 
8132 8390 8582 8597 8710 8714 8907 8908 
9052 9103 9132 9258 9354 9405 9705 9774 
9880 10036 10045 10326 10623 10848 10864 
11033 11072 11148 11368 11385 11606 11630 
11640 11645 11723 11845 11982 12064 12071 
19336 12438 12502 12607 12628 12629 12774 
12958 12988 13067 13086 13176 13372 13387 
13446 13470 13527 13544 13549 13577 13730 
13810 14051 14268 14362 14520 14531 14576 
14682 14687 14909 14924 15119 15128 15257 
15391 15407 15416 15422 15450 15469 15521 
15779 16017 16029 16096 16137 16174 16176 
16224 16241 16260 16398 16419 16445 16559 
16562 16669 16837 16961 16964 17019 17025 
17141 17143 17193 17859 17481 17485 17512 
17526 17532 17633 17666 17984 18202 18211 
18297 18467 18529 18624 18756 18812 18912 
18948 19018 19058 19158 19263 19407 19454 
19520 19548 19630 19664 19697 19724 19760 
19764. 

Litt. B zu 1500 M. (500 Thlr.) 75 Stück 
und zwar die Nr. 22 443 661 847 859 954 
1081 1272 1273 1307 1328 1561 1617 1767 
1999 2388 2513 2810 2882 2930 3019 3045 
3131 3140 3141 3180 3252 3340 3363 3504 
3710 3716 3824 3907 3918 4000 4300 4341 
4391 4511 4518 4573 4604 4657 4687 4733 
4837 4840 4899 4904 4927 4969 4997 5029 
5152 5200 5311 5456 5460 6250 6372 6887 
6402 6409 6493 6507 6510 6725 6798 7052 
7081 7124 7158 7161 7253. 

Litt. C zu 300 M. (100 Thlr.) 304 Stück 
und zwar die Nr. 78 197 460 559 682 718 1064 
1490 1633 1838 1845 2463 2573 2786 2814 
2884 3588 3685 3753 3864 3867 3903 3948 
3983 3999 4002 4071 4188 4201 4253 4353 
4533 4605 4606 4763 4901 5073 5237 5337 
5392 5457 5632 5688 5736 5811 5907 5925 
5995 6606 6646 6887 6893 6927 6949 7189 


7287 7333 7430 7531 7858 7880 8062 8277 
8389 8421 8652 9217 9234 9240 9310 9477 
9493 9502 9548 9692 9707 9708 9728 9750 
9789 9829 9835 9886 9914 9960 9985 10009 
10163 10173 10364 10443 10476 10847 10933 
10973 11032 11236 11317 11335 11354 11507 
11568 11754 11823 12068 12200 12222 12230 
12338 12343 12358 12432 12486 12568 12604 
12719 12788 12872 12922 13046 13104 13167 
13267 13501 13550 13554 13635 13636 13694 
13879 14010 14091 14173 14233 14248 14254 
14312 14444 14522 14695 14714 14731 14735 
14808 14813 14894 14944 15073 15085 15182 
15382 15482 15534 15694 15860 15955 15970 
16024 16065 16099 16390 16407 16602 16694 
16741 16742 16784 16791 16807 16857 16901 
17026 17086 17146 17244 17479 18096 18182 
18225 18275 18328 18397 18516 18608 18699 
18700 18724 18756 18763 18773 18888 18957 
18981 19116 19376 19385 19435 19447 19553 
19638 19666 19862 20054 20087 20099 20110 
20134 20177 20186 20439 20473 20510 20520 
20679 20822 20947 21050 21071 21174 21267 
21566 21585 21643 21669 21736 21807 21813 
21856 21868 21919 22041 22099 22114 22259 
22296 22305 22380 22565 22711 22727 22827 
22909 22964 22968 23132 23153 23171 23176 
23257 23301 23385 23426 23540 23587 23631 
23672 23677 23683 23699 23772 23872 23921 
24029 24049 24127 24159 24196 24375 24392 
24515 24535 24837 24900 24902 25014 25137 
25221 25348 25393 25394 25417 25442 25755 
25758 25804 25836 25839 25896 25916 25925 
25983 26038 26173 26251 26270 26282 26286 
26304 26313 26358 26361 26376 26533 26932. 

Litt. D zu 75 M. (25 Thlr.) 259 Stück 
und zwar die Nr. 52 93 106 231 463 527 
661 866 886 1569 1613 1724 1747 1759 
1862 1922 1991 2102 2123 2374 2762 2778 
2896 2903 2983 3078 3096 3140 3427 3483 
3814 4095 4160 4258 4366 4460 4609 4627 
4712 4725 4811 4824 4989 5053 5106 5126 
5163 5310 5375 5455 5722 5744 5850 5864 
5876 6085 6219 6287 6511 6534 6753 6754 
6910 7106 7279 7296 7355 7409 7484 7583 
7614 7745 7768 7918 8008 8205 8227 8266 
8356 8897 8920 8973 9378 9419 9429 9456 
9486 9529 9546 9594 10086 10102 10163 
10187 10334 10421 10544 10595 10620 10634 
10732 10764 10787 10804 10811 10998 11038 
11058 11151 11240 11252 11253 11269 11334 
11343 11674 11718 11754 11786 11991 12031 
12064 12102 12163 12164 12181 12284 12356 
12359 12405 12447 12451 12591 12677 12803 
12818 13000 13203 13454 13475 13573 13785 
13807 13923 13981 14242 14279 14282 14298 
14381 14396 14435 14471 14483 14567 14624 
14678 14733 14752 14841 14853 15353 15463 
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15593 
16133 
16854 
17443 


15528 
16127 
16846 
17264 
17692 
18007 
18602 
18896 


15719 15723 16059 16090 
16138 16181 16296 16456 
16894 16932 17056 17104 
17505 17523 17584 17647 
17752 17760 17822 17843 17928 17941 
18179 18185 18211 18229 18274 18448 
18604 18638 18673 18698 18744 18837 
18933 19046 19121 19188 19337 19348 
19590 19630 19642 19650 19778 19779 19804 
19838 19846 20254 20691 20776 20804 20863 
20869 20873 20876 20897 21033 21037 21094 
21217 21290 21305 21311 21326 21331 21515 
21564 21578 21667 21838 21947 21964 21993 
22027 22040 22200 22204 22231. 

Litt. E zu 30 M. (10 Thlr.) 8 Stück und 
zwar die Nr. 9672 9832 9890 9918 9970 10038 
10040 10072. 

II. 3½ proz. Rentenbriefe. 

Litt. L zu 3000 M. 2 Stück und zwar die 
Nr. 26 211. 

Litt. M zu 1500 M. 2 Stück und zwar die 
Nr. 3 7. 

Litt. N zu 300 M. 3 Stück und zwar die 
Nr. 57 62 93. 

Litt. O zu 75 M. 2 Stück und zwar die 
Nr. 33 79. 

Litt. P zu 30 M. 1 Stück und zwar die 
Nr. 59. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben im kursfähigen Zuſtande mit 
den dazu gehörigen Zinsſcheinen, Reihe VII Nr. 10 
bis 16, bezw. Reihe II Nr. 8 bis 16 nebſt Er⸗ 
neuerungsſcheinen bei der hieſigen Rentenbank⸗Kaſſe, 
Kloſterſtraße 76 J, vom 1. April 1903 ab an den 
Werktagen von 9 bis 1 Uhr einzuliefern, um hier⸗ 
gegen und gegen Quittung den Nennwerth der 
Rentenbriefe in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. Apail k. Js. ab hört die Verzinſung 
der ausgelooſten Rentenbriefe auf, dieſe ſelbſt aber 
verjähren am Schluſſe des Jahres 1913 zum Vor⸗ 
theil der Rentenbank. 

Die Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe 
an die Rentenbank⸗Kaſſe kann auch durch die Poſt 
portofrei und mit dem Antrage erfolgen, daß der 
Geldbetrag auf gleichem Wege übermittelt werde. 
Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf Gefahr 
und Koſten des Empfängers, und zwar bei Summen 
bis zu 800 M. durch Poſtanweiſung. Sofern es 
ſich um Summen über 800 M. handelt, iſt einem 
ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige Quittung bet- 
zufügen. Berlin, den 15. November 1902. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
(2) Die nachſtehende Verhandlung 
Geſchehen, Berlin den 15. November 1902. 

Auf Grund der 88 46, 47 und 48 des Ren⸗ 
tenbankgeſetzes vom 2. März 1850 und des § 6 
des Geſetzes vom 7. Juli 1891, betreffend die Be⸗ 
förderung der Errichtung von Rentengütern, wurden 


16119 
16660 
17113 
17672 


von ausgelooſten Rentenbriefen der Provinz Bran⸗ 
denburg, welche nach dem vorgelegten Verzeichniſſe 1 
gegen Baarzahlung zurückgegeben worden ſind, und 


zwar: 
206 Stück Litt. A zu 3000 M. == 618000 M. 

69 D z B- 1500 23 103500 2 

276 = es Us 300 - = 82800 ⸗ 

225 = 2 De 5: = 16875 - 

9 z „ Ee: 30 270 

1 * „ F =: 3000 - 3000 

3 z 7 db 7 75 AD -F 225 7 

Mics SÉCHER über 30 =- 

HERE es M: 2 81300 ce 

Str „ Ne: 300 M. 900 = 

4 Se OVE 75 ͤͥ—ꝛ 300 ⸗ 
Sa. 798 Stück über. 827400 M. 


nebſt den dazu gehörigen, im vorgedachten Verzeich⸗ 
niſſe aufgeführten 6435 Zinsſcheinen und 798 Er⸗ 
neuerungsſcheinen heute in Gegenwart der Unter⸗ 
zeichneten durch Feuer vernichtet. 
Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 
(gez.) König, Notar. (gez.) von Veltheim, 
(gez.) Dr. Jaffeé, 
Abgeordnete des Provinzial⸗ 
Landtages. 
Geſchloſſen. 
(gez.) Behrens, (gez.) Kloſe, 
Provinzial⸗Rentmeiſter. Buchhalter. 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 12. Dezember 1902. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Verordnungen und Bekauntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
(1) Die Prüfungstermine für Apotheker⸗ 
gehülfen im Jahre 1903 werden vorbehaltlich etwa 
nothwendig werdender Abänderungen auf den 
18. und 19. März, 
17. und 18. Juni, 
23. und 24. September, 
16. und 17. Dezember 
feſtgeſetzt. 

Anträge auf 
ſpäteſtens bis zum 
15. Februar, 

15. Mai, 
15. Auguſt, 
15. November 
bei mir einzureichen. 
Frankfurt a. O, den 16. Dezember 1902. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
(2) Am 1. April 1903 ſoll bei nachſtehenden 
Truppentheilen des 3. Armeekorps die Einſtellung 
von Einjährig⸗Freiwilligen erfolgen. 
Infanterie⸗Regiment von Stülpnagel (48) 
und Infanterie⸗Regiment Graf Tauentzien 
von Wittenberg (20). 
Frankfurt a. O., den 4. Dezember 1902. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Zulaſſung zur Prüfung ſind 
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(8 Der Stadtgemeinde Guben ift die landes⸗ 
herrliche Genehmigung zur Annahme der Zuwendung 
der verſtorbenen Wittwe Henriette Wilhelmine 
Klementine Pfitzmann, geb. Schulze. von 6500 M. 
zu wohlthätigen Zwecken ertheilt worden. 

Frankfurt a. O., den 12. Dezember 1902. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

(4) Auf Grund des § 15 des Statutes für 
die Deichverbände des Ober- und Niederoderbruches 
einſchließlich des Zehden'er Bruchs vom 19. April 
1869, (G. S. 69. S: 666 fig.) des § 3 des Gta- 
tutes des Glietzen'er Meliorationsverbandes vom 29. 
Mai 1895, (Amtsblatt Stück 25 — Außerordent⸗ 
liche Beilage) und Nr. II u. III des Nachtrages zu 
dieſem Statute vom 24. Oktober 1900, (Amtsblatt 
Stück 48.) wird hiermit bekannt gemacht, daß das 
neue bezw. revidirte Kataſter des Glietzen'er Meli⸗ 
orationsverbandes in der Zeit vom 2. bis 30. 
Januar 1903 in Wriezen in dem Geſchäftszimmer 
des Deichrentmeiſters Görlitz daſelbſt eingeſehen 
werden kann. Etwaige Beſchwerden gegen das 
Kataſter ſind bei dem Kommiſſar zur Bildung des⸗ 
ſelben Amtsrath Elsner in Zellin innerhalb der 
oben angegebenen Zeit bei Verluſt des Beſchwerde⸗ 
rechtes anzubringen. Im Falle der Verwerfung 
der Beſchwerde hat der Beſchwerdeführer die Koſten 
des Verfahrens zu tragen. 

Frankfurt a. O., den 16. Dezember 1902. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

(5) Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat durch Erlaß vom 2. Dezember 
d. Jo. — G. P. 2252 — genehmigt, daß mit dem 
1. Januar 1903 der Gemeindebezirk Blumberg von 
dem Standesamtsbezirk Nr. 3 „Radorf“ abgezweigt 
wird und von dieſem Zeitpunkte ab einen eigenen 
Standesamtsbezirk mit der Bezeichnung Nr. 3a 
„Blumberg“ bildet. 

Frankfurt a. O., den 12. Dezember 1902. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

(6) Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes 
des Kreiſes Sorau N.⸗L. vom 6. Dezember cr. iſt 
beſtimmt worden, daß folgende fiskaliſche Dorfauen, 
deren Zugehörigkeit zu einem Kommunalbezirk zweifel⸗ 
haft ift, fernerhin als zu den nachbenannten Gez 
meindebezirken gehörig zu gelten haben: 

1. Die Parzellen Kartenblatt 2 Nr. 53, 85, 
460/35, 490/162 2c., 494/57, 489/162, 458/35, 
459/35, 485/175, 486/175, 488/109 2c., 495/109 
2c., 496/109 2c., 491/144 2c., 492/144 und 493/144 
Gemarkung Goldbach, mit einem Flächeninhalt von 
2 ha, 15 ar, 05 qm, zum Grundbezirk Goldbach; 

2. Die Parzellen Kartenblatt 1 Nr. 27, 88, 
141, 174, 206, 208, 213 und 227 Gemarkung 
Waltersdorf, mit einem Flächeninhalt von 1 ha, 
87 ar und 90 qm, zum Gemeindebezirk Waltersdorf; 

3. Die Parzelle Kartenblatt 1 Nr. 276 Ge- 
markung Teichdorf, mit einem Flächeninhalt von 
90 ar, 80 qm, zum Gemeindebezirk Teichdorf; 


4. Die Parzellen Kartenblatt 1 Nr. 147 und 
148 Gemarkung Lohs, mit einem Flächeninhalt von 
2 ha, 25 ar, 50 qm, zum Gemeindebezirk Lohs; 

5. Die Parzellen Kartenblatt 3 Nr. 152, Kar⸗ 
tenblatt 5 Nr. 17 und Kartenblatt 7 Nr. 321/181, 
Gemarkung Laubnitz, mit einem Flächeninhalt von 


5 ha, 75 ar, 39 qm, zum Gemeindebezirk Laubnitz; 


6. Die Parzellen Kartenblatt 1 Nr. 189/10, 
32, 96 und 217/109, Gemarkung Hermsdorf, mit 
einem Flächeninhalt von 1 ha, 90 ar, 83 qm, zum 
Gemeindebezirk Hermsdorf; 

7. Die Parzellen Kartenblatt 2 Nr. 111 und 
261/70, Gemarkung Marsdorf, mit einem Flächen⸗ 
inhalt von 1 ha, 58 ar, 20 qm, zum Gemeinde⸗ 


bezirk Marsdorf; 


8. Die Parzellen Kartenblatt 1 Nr. 508/111, 
509/99, 510/99, 578/76, Gemarkung Jeſchkendorf, 
mit einem Flächeninhalt von 87 ar, 44 qm, zum 
Gemeindebezirk Jeſchkendorf; 

9. Die Parzellen Kartenblatt 2 Nr. 313, 315, 
422/319, Gemarkung Bedel, mit einem Flächenin⸗ 
halt von 4 ha, 43 ar, 09 qm, zum Gemeinde⸗ 
bezirk Zedel; 

10. Die Parzellen Kartenblatt 2 Nr. 1176/567 
ꝛc., 718, 1898/567, 1899/567 und 1400/567, 
1463/567, Gemarkung Kunzendorf, mit einem Flä⸗ 
cheninhalt von zuſ. 2 ha, 46 ar, 86 qm, zum Ge⸗ 
meindebezirk Kunzendorf; 

11. Die Parzellen Kartenblatt 2 Nr. 369/88 
und Kartenblatt 6 Nr. 40, 734/81, 275, 285 und 
360, Gemarkung Reinswalde, mit einem Flächen⸗ 
inhalt von 4 ha, 72 ar, 32 qm, zum Gemeinde⸗ 
bezirk Reinswalde; 

12. Die Parzelle Kartenblatt 1 Nr. 59, Ge⸗ 
markung Nieder⸗Ullersdorf, mit einem Flächeninhalt 
von 78 ar, 90 qm, zum Gemeindebezirk Nieder⸗ 
Ullersdorf. 

13. Die Parzellen Kartenblatt 2 Nr. 130 und 
Kartenblatt 5 Nr. 263/30, Gemarkung Sablath, 
mit einem Flächeninhalt von zuſammen 1 ha, 63 
ar, 10 qm, zum Gemeindebezirk Sablath; 

14. Die Parzellen Kartenblatt 1 Nr. 62, 150, 
268, Kartenblatt 2 Nr. 124, Kartenblatt 6 Nr. 
162 und 396/63, Kartenblatt 7 Nr. 470/202 c., 
Gemarkung Benau, mit einem Flächeninhalt von 
zuſammen 4 ha, 51 ar, 19 qm, zum Gemeinde⸗ 
bezirk Benau; 

15. Die Parzelle Kartenblatt 3 Nr. 117, Ge- 
markung Rodſtock, mit einem Flächeninhalt von 
1 ha, 28 ar, 20 qm, zum Gemeindebezirk Rodſtock; 

16. Die Parzellen Kartenblatt 5 Nr. 317/45 
zx., 234/111, 130, 143, 280/153, 281/153, 282/153, 
283/153, 284/158, 285/153, 286/153, 287/158, 
288/153, 289/153, 290/153, 291/153, 292/153, 
293/153, 294/153, Kartenblatt 6 Nr. 167, 222, 
501/234, 502/234, 503/234, 604/234, 505/234, 
506/234, 507/234, 508/234, 509/234, 510/234, 
511/234, 512/234, 513/234, 514/234, 515/234, 
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516/234, 517/234, 518/234, 519/234, 581/234 2c. 

und 256, Gemarkung Droskau, mit einem Flächen⸗ 

inhalt von zuſammen 6 ha 09 ar 94 qm, zum 

Gemeindebezirk Droskau. 

Bekanntmachung des Bezirksausſchuſſes 
zu Frankfurt a. O. 

Der Schluß der Jagd auf Hafen, Auer⸗, 
Birk⸗ und Faſanenhennen, Wachteln und Haſelwild 
tritt für den diesſeitigen Regierungs⸗Bezirk mit dem 
Ablauf des 17. Januar 1903 ein. 

Frankfurt a. O., den 17. Dezember 1902. 

Der Bezirksausſchuß. 

Bekauntmachung der Königlichen 

Eiſenbahn⸗Direktion zu Berlin. 

Die am 14. November d. Is. bekannt 
gemachte Verlängerung der Nachweisfriſt für die 
Ausfuhr von Zucker von 12 Monaten auf 18 Mo⸗ 
nate wird vom 20. Dezember d. Js. ab auch auf 
den Verkehr mit den Mecklenburgiſchen Staatseiſen⸗ 
bahnen in dem in der Bekanntmachung vom 14. No⸗ 
vember angegebenen Umfange ausgedehnt. 

Nähere Auskunft geben die betheiligten Abfer⸗ 
tigungsſtellen und das Auskunftsbureau in Berlin. 

Berlin, den 12. Dezember 1902. 

Königliche Eiſenbahndirektion, 
zugleich im Namen der betheiligten Verwaltungen. 

Bekanntmachung der Königlichen 

Eiſenbahn⸗Direktion zu Bromberg. 

Am 1. Dezember d. J. ift in Krieſcht 
eine Güternebenſtelle eingerichtet. Derſelben liegt 
die Annahme und Auslieferung von Gil- und 
Frachtſtückgütern ob, die mit der Eiſenbahn über 
Döllens⸗Radung eins oder ausgehen. Als Liefer- 
friſten im Verkehr mit Krieſcht gelten diejenigen 
für Döllens⸗Radung zuzüglich einer Zuſchlagsfriſt 
von 2 Tagen. 

Nähere Auskunft über die Höhe der Gebühren⸗ 
ſätze und den Fahrplan ertheilt die Güterabfertigungs⸗ 
ſtelle Döllens⸗Radung, ſowie der Verwalter der 
Nebenſtelle in Krieſcht. 

Bromberg, den 15. Dezember 1902. 

Königliche Eiſenbahndirektion. 
Bekanntmachung des Staatsſekretärs 
des Reichs ⸗Poſtamts. 

Die im Reichs⸗Poſtgebiet und in Württem⸗ 
berg bis Ende März gültig geweſenen Poſtwerth⸗ 
zeichen werden gegen ſolche mit der Inſchrift 
„Deutſches Reich“ nur noch bis Ende dieſes 
Monats umgetauſcht. Vom 1. Januar 1903 ab 
werden Anträge auf Umtauſch alter Poſtwerthzeichen 
nicht mehr berückſichtigt. Es iſt daher anzurathen, 
den Umtauſch der etwa noch vorhandenen alten 
Poſtwerthzeichen baldigſt zu bewirken. Dies kann 
bei allen Reichs⸗Poſtanſtalten und Königlich Württem⸗ 
bergiſchen Poſtanſtalten ſowie bei den Landbrief⸗ 
trägern geſchehen. 


Die Poſtanſtalten werden die Frankirung von 
Sendungen mit alten Poſtwerthzeichen bis zum 
Ablauf der Umtauſchfriſt nicht beanſtanden. Da⸗ 
gegen werden die nach Ablauf der Friſt etwa 
vorkommenden alten Poſtwerthzeichen als ungültig 
behandelt werden. 

Berlin W. 66, den 13. Dezember 1902. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 

Die Telegraphenanſtalt in Jordan führt 
fortan die Bezeichnung Jordan (Neumark). 

Frankfurt a. O., den 18. Dezember 1902. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirection. 
Perſonal Chronik. 

(J) Der bisherige ordentliche Lehrer an der 
höheren Mädchenſchule zu Schneidemühl Hans Eichler 
iſt als Zeichenlehrer am Gymnaſium zu Fürſtenwalde 
angeſtellt worden. 

(2) Zum 1. Januar 1903 iſt der Kreisarzt 
Dr. Wieſe in Filehne nach Spremberg und der 
bisherige Stelleninhaber Dr. Birkholz nach Stade 


verſetzt worden. "i 
Vermiſchtes. 

(1) Der bisherige Pfarrer Albert Guthke 
aus Gräfenroda iſt zum Pfarrer der Parochie 
Zühlsdorf, Diözeſe Arnswalde, beſtellt worden. 

(2) Am Königlichen pomologiſchen Inſtitute 
zu Proskau finden im nächſten Jahre folgende 
Unterrichtskurſe im Obſtbau ſtatt: 

1. für Lehrer in der Zeit vom 16. bis 28. März 
und vom 17. bis 27. Auguſt; 

2. für Baumwärter und Baumgärtner in der 
Zeit vom 30. März bis 9. April und vom 3. 
bis 11. Auguſt; 

3. für Herrſchaftsgärtner, Landwirthe, Gartenlieb⸗ 

haber vom 16. bis 21. Februar, 25. bis 

30. Mai (verbunden mit einem Kurſus über 

Pflanzenkrankheiten) und vom 9. bis 14. No: 

vember; 
für Damen vom 4. bis 6. Mai; 
für Schulaufſichtsbeamte vom 11. bis 13. Mai; 
für Kreisbaumeiſter vom 23. bis 25. Juli; 
für Förſter und Forſtaufſeher vom 31. Auguſt 

bis 5. September. 

Die Termine für einen noch abzuhaltenden 
Kurſus über Blaubeerweinbereitung, ſowie für einen 
Obſtverwerthungskurſus werden ſpäter bekannt ge⸗ 
geben. Andere als vorſtehend aufgeführte Kurſe 
können nach Bedürfniß neu eingelegt werden. 

Diesbezügliche Anträge ſind an die Direktion 
des obengenannten Inſtituts zu richten. 

Die Theilnahme an dieſen Kurſen iſt koſtenlos. 

Proskau, den 18. Dezember 1902. 

Der Direktor. 


zl OD CH Vë, 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierung u Frankfurt a. O. 
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